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Nr. 85. Mittag: Ausgabe. 


Die Eröffnung des zum 22. d. M. einberufenen Reichstages findet 
an dieſem Tage um 1½ Uhr Nachmittags im Weißen Saale des 
Königlichen Schloſſes ſtatt. 


Zeitun 


edition: —— Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Boft- 
alten Beflellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 4 


Dinstag, den 20. Februar 1877. 


Eigenthümers jegliche Betheiligung an den Koſten des Unternehmens voll-] Mittel werde gewähren können, jo würde die Ablehnung der Vorlage den 
ſtändig abgelehnt. (Hört!) In Folge davon wurden weitere Verhandlungen] Bau dieſer nützlichen Verkehrsanſtalten unmöglich machen. Die Provinzen 
nothwendig, die nach den bisherigen Erfahrungen in dieſem Jahre ſicherf fine auch finanziell vollſtändig in der Lage zur Uebernahme der Verpflich⸗ 
noch nicht zum Abſchluß kommen werden. Ich kann aber die beſtimmte Ver: | tung, denn die Dotationsfonds find bedeutend höher berechnet, als die Mit⸗ 


Achtund fünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Zuvor wird ein Gottesdienſt und zwar: ſicherung geben, daß die Regierung nach wie vor beſtrebt iſt, dieſe Anger] tel, die der Staat für die gesehen Zwecke, für welche die Fonds beſtimmt 
für die Mitglieder der evangeliſchen Kirche im Dom um, legenheit zu fördern; fie bat ja ſchon wegen des Salzwerks bei Jnowraclam | find, früher verausgabt hat. Wenn Sie den Antrag Ludwig i 
n⸗ 


ſelbſt ein Intereſſe in dem baldigen Zustandekommen dieſes Projects. Die] ſchieben Sie die Sache ins Unendliche hinaus. Das iſt ja eben das l 

e lüd in Deutſchland, daß, wenn eine neue Idee auftaucht, ſich die Kritiker 
keineswegs hintangeſetzt. Es iſt nach den Reſtbeſtänden im Etat der Bau⸗ ſoſort über ſie hermachen und fie überhaupt nicht zur Geltung kommen 
verwaltung im Ganzen ein Betrag von 3,200,000 Mark vorhanden, der in laſſen. Eine Definition des Begriffes Secundärbahn, wie ſie die Abgg. 
erſter Linie für Flußregulirungen beſtimmt iſt und wird daraus in dieſem Wehr und Windthorſt wünſchen, iſt durch die Techniker der deutſchen Eiſen⸗ 
Jahre für einzelne der bedeutenderen Ströme, darunter vor allem auch für] bahnen längſt feſtgeſtellt; den geſetzgebenden Körpern kann eine ſolche Auf⸗ 


12°), 2 Uhr, 

für die Mitglieder der katholiſchen Kirche 
kirche um 1 Uhr 

abgehalten werden. 

Die weiteren Mittheilungen über die Eroͤffnungsſitzung werden in 


in der St. Hedwigs⸗ von einem Redner befürworteten Flußregulirungen ſind durch dieſe Vorlage 


2 


— 5 


9 die Oder mehr aufgewendet werden können, als dies in den Vorjahren ge: [gabe doch gewiß nicht zugemuthet werden; fie würden in der reinen Theorie 

en des Reichstages, ee 7 4, 955 58 0 ſchehen iſt. Den Arbeiten an dem Ems⸗Jabdecanal, woſelbſt die betheiligten | ſtecken bleiben. . \ 
in den Stunden von 9 Uhr Morgens hr Abends und am Grundeigenthümer im Gegenſatz zu denen an dem Netzecanal das größte Der Abg. Windthorſt (Meppen) will, daß die Provinzen die Selundär⸗ 7 
22. Februar Vormittags von 8 Uhr ab offen liegen. Entgegenkommen bewieſen haben, wird die Regierung gewiß jegliche Förde: | bahnen mit Hülfe von Anleihen bauen laſſen; damit zwingen Sie die # 
In dieſem Bureau werden auch die Legitimationskarten für die] rung angedeihen laſſen. g [Provinzen, neue Laſten aufzunehmen, während ſie jene Verpflichtung durch 4 
Eröffnungsſitzung ausgegeben Die Vorlage wird darauf zur Vorberathung der Budget⸗Commiſſion] die vorhandenen Dotationsfonds decken könnten. Durch den Entwurf wird 
N N 5 kanzler⸗Amt überwiejen. 5 t a ihnen vollſtändig freigeſtellt, von dem Rechte der Verwendung in geeignet A 
eichskanzler⸗Amt. Ohne Debatte erledigte das Haus in dritter Berathung den Geſetzent⸗ ſcheinenden Fällen Gebrauch zu machen oder nicht; eine Verpflichtung exiſtirt 4 
5 wurf, betreffend die Reviſion — beziehentlich Abänderung — derſabfolut nicht. Deshalb kann ich der Angelegenheit in keiner Weiſe die fi 
Deutſchland. Reglements der öffentlichen Feuerſocietäten. 5 Tragweite beimeſſen, die die Gegner ihr zuſchreiben und bitte Sie, die Vor⸗ 0 
3 folgt die dritte Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend eine Er⸗ lage anzunehmen (Beifall). ; N 
0. 0. Landtags ⸗Verhandlungen. weiterung der Verwendungszwecke der den Provinzial⸗ und] Abg. v. Ludwig: Der Abg. Benda hat uns die Geneſis des Geſetzess 
24. Sitzung des Abgeordnetenhauſes (vom 19. Februar). [Communal-Verbanden überwieſenen Jotationsfonds. verrathen: eine Stadt jener Provinz hat den Wunſch, eine Bahn zu bauen, 
11 Uhr. Am Miniſterliſche Dr. Achenbach, Dr. Falk, vie Geh. Räthe ]. Zu dieſem Geſetzentwurf hat der Abg. Windthorſt (Bielefeld); den] ſie jagt es ihrem Kreishauptmann, dieſer bringt die Sache in der Provinzial⸗ u 
Homeyer, Weishaupt, Rötger, Forch u. A. Antrag geſtellt: 1) den vorbezeichneten Entwurf abzulehnen, und 2) die] vertrekung vor, dort wird der Vorſchlag mit 8 gegen 7 Stimmen ange⸗ a 
Vicepräſident Klotz: Wiederum iſt zu meinem Bedauern dem Hauſe Staatsregierung aufzufordern, denſelben den iR Hal Provinziallandtagen] nommen, und auf Grund jener einen Stimme Majorität bringt uns jet 
eine Todesanzeige zu erſtatten: Der Abg. Dr. v. Gerlach ift geſtern Nady- zur Begutachtung vorzulegen und über das Reſultat dem Landtage in ſeiner] die Regierung die Vorlage. Da muß man doch jagen, daß jene Herren der 9 
mittag 3% Uhr verſtorben. Derſelbe war vom Jahre 1849-1852 Mitglied] nächſten Seſſion Mittheilung zu machen. Anne ſebr nahe ſtehen müfjen; wenn wir mit einem Wunſche, der von 
der damaligen erſten Kammer, dann der zweiten Kammer, reſpective des Abg. v. Ludwig beantragt, dem einzigen Paragraphen folgende Faſſung] Millionen von Katholiken getheilt wird, kommen, ſo werden wir mit einen 
Abgeordnetenbauſes von 18521838 und demnächſt wieberum ununter⸗ zu geben: „Diejenigen Summen, welche an die Communalverbande zur] Kalte zurückgewieſen, — es friert Einen ordentlich, wenn man blos daran 
brochen ſeit 1872. Seine Betheiligung an den Geſchäften ift ſtets eine rege eigenen Verwaltung und Verwendung überwieſen worden find, dürfen fortan | denkt. (Heiterkeit) Nach meiner Meinung beſchränkt ſich die Frage lediglicy 
geweſen. Ich erſuche Sie, ſich zu Ehren des Andenkens des Verſtorbenen auch zur Förderung des Neubaues von ſogenannten Secundäreiſenbahnen darauf, ob noch Geld für neue Laſten vorhanden iſt, und um dies zu con⸗ 7 
von Ihren Plätzen zu erheben. (Die Mitzlieder erheben ſich.) und Pferdebahnen verwendet werden, jedoch nicht früher, als bis die] ſtatiren, will ich die Provinzen erſt ihren alten Verpflichtungen nachkommen 
Abg. b. Komierowski hat eine Interpellation, betr. die Inhaftirung || ämmtlihen Landstraßen und Communalwege der betreffen⸗laſſen. Sind dieſe erfüllt, und iſt dann noch Geld vorhanden, jo In 999 
den Provinz ſich in einem den beſtehenden Geſetzen entſpre⸗ ja die Provinzen thun oder laſſen, was fie wollen. Der vorliegende Ent 


des Redacteurs Kantedi, angemeldet. 1 = \ 

Zum Staatshaushaltsetat für 1877—1878 iſt ein Nachtrag ein- 
gegangen. 

Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die erſte Berathung des Geſetz⸗ 
entwurfes, betr. die Verwendung von Beſtänden für außerordentliche Be: 
dürfniſſe der Bauverwaltung im Etatsjahre 18771878 und die Aufnahme 
einer Anleihe zur Deckung der Ausgaben für Bauausführungen auf den 
Stagigeiſenbahnen. 

Abg. v. Schorlemer⸗Alſt beklagt ſich darüber, daß die Vorlage wie: 


chenden Zuſtande befinden.“ (Die Worte: „jedoch nicht früher“ bis 
zum Schluß find vom Abg. Ludwig als Zuſaß angefügt. 

Abg. Dr. Wehr (Coniß) beantragt, den Geſetzentwurf abzulehnen und 
die Staatsregierung aufzufordern, einen Geſetzentwurf, betreffend die Anlage 
von Secundärbahnen vorzulegen. 

In der Generaldiscuſſion melden ſich gegen den Geſetzentwurf die Ab: 
eordneten Wehr (Conis), Windthorſt (Bielefeld), Mühlenbeck, Windthorſt 
Meppen) und v. Ludwig; für die Vorlage die Abgeordneten Löwe, Röcke⸗ 
rath, Rickert und Schmidt (Stettin). 


wurf iſt nur eine Verführung der Majorität der Provinzialausſchüſſe, gegen 


die Minorität Gewalt zu üben, und deshalb lehne ich die Forderung ab. 
Der Geſetzentwurf wird hierauf durch die Annahme des Antrages Windt⸗ 
horſt (Bielefeld) mit 177 gegen 155 Stimmen abgelehnt. 
Das Haus ſetzt darauf die zweite Leſung des Staatshaushaltsetats 
mit dem Etat des Cultusminiſteriums fort. 


Beim Titel 9 des Capitel 116 „Conſiſtorium in Wiesbaden“ er⸗ 
klärt der Cultusminiſter Dr. Falk auf eine Anfrage des Abg. Wißmann, 


“ 


3 


3 


4 


derum fo jpät, kurz vor Schluß ver Seſſion dem Haufe zugegangen fei, wo⸗ g ' 2 daß zu hoffen ſtehe, daß in lurzer Zeit die kirchliche Sanctienirung ver 
durch u ründliche Berathung fait, unmöglich werde. Andererſeits ſei zu Ann, Wehr (Conitz): Der Herr Minifter hat uns neulich erllärt, daß] Wiesbadener Kirchenordnung erfolgen werde, welche dann dem im Herbit 
Reichstag bei feinem Beginn wieder kein alle Befürchtungen hinſichtlich einer Mehrbelaſtung der Provinzen zu zuſammentretenden Landtage zur geſetzlichen Beſtätigung vorgelegt werden 4 


ürchten, daß der jetzt beginnende | 
Maberiel von Seiten bes 1 Spree vorbereitet finde, um dann ebenfalls 


am Schluß der Seſſion mit Vorlagen überhäuft zu werden. Es ſei dies ein 
Uebelſtand, der ſich trotz aller Klagen von Jahr zu Jahr unverändert hin⸗ 
Reader und im Lande nothwendig die Meinung erwecken müſſe, daß die 

egierung damit eine Prejlion auf die Abſtimmung des Hauſes bezwecke. 
Redner beantragt, die Vorlage einer beſonderen Commiſſion von 14 Mit⸗ 
gliedern zu überweiſen. 

Abg. Schmidt (Stettin) macht gegen den Vorredner geltend, daß in 
der Preſſe wie bei der Etatsberathung und in Petitionen eine Verſtärkung 
der Mittel für die Bauverwaltung gefordert, worden ſei. Die Vorlage 

omme alſo, wenn auch ſpät eingebracht, den allgemeinen Wünſchen ent⸗ 
gegen. Eine Colliſion der Arbeiten des preußiſchen Landtages mit denen 
des Reichstages werde hoffentlich zum letzten Mal vorkommen. Gegen die 
Vorlage könne geltend gemacht werden, daß ſie die Provinz nicht gleich⸗ 
mäßig berückſichtige, auch die Anlage eines Canals von Mauerſee nach 
Allenburg und die Canaliſirung der oberen Netze gefährde, indeß würde 
es ſich fragen, ob nicht die geforderte Summe einem dringenden Bedürfniſſe 
entſpreche. Der Caſeburger Durchſtich komme der Oderſchifffahrt, nicht bloß 
der Provinz Pommern, ſondern auch der Mark, Schleſien, dem mit der Oder 
in Verbindung ſtehenden Hinterlande und endlich der Hauptſtadt zu Gute. 
Die Oderregulirung ſei bis zu dem Punkte, ſoweit das Seeſchiff gelangen 
könne, in dieſem Jahrhunderte von einer durchſchnittlichen Waſſertieſe von 
6 auf 14—16 Fuß unterhalb Stettin gefördert und auf dem mittleren und 
oberen Stromlauf erh die Arbeiten weniger glücklich vorgeſchritten. Die 
Errichtung von Ne Wache befinde ſich noch im Bereiche der Ver⸗ 
ſuche; der viele Nebel an der nordamerikaniſchen Küſte, in Folge deren 
eine Häufung beklagenswerther Schiffbrüche vorgekommen, hätte dort zur 
Anlage ſolcher Stationen geht Aufgabe der Seewarte und der meteoro⸗ 
logiſchen Station werde es ſein, über das Vorkommen des Nebels on den 
ee Beobachtungsſtationen für die Oſtſee und Nordſee genauere Feſt⸗ 
ſtellungen als bisher zu machen. Das deutſche Reich beabſichtigt ebenfalls 
auf Wangerooge für Zwecke der Jabdeeinfahrt eine Nebelſtation anzulegen 

und konne es ſich nur empfehlen, wenn das Reich mit den deutſchen See⸗ 
uferſtaaten gleiche Zwecke für das öffentliche Intereſſe zur Sicherung der 
Schifffahrt verfolgen wolle. (Beifall.) 1 ; g 
Abg. v. Wilamowitz: Vor wenigen Tagen hat das Haus eine Peti⸗ 
tion der Regi 


n 
Gunſten des Staates durchaus unbegründet ſeien. Eine ſeltſame Iluſtra⸗ 
tion hierzu haben wir am Abend deſſelben Tages in der Petitions⸗Com⸗ 
miſſion von einem Regierungs⸗Commiſſar erhalten, der bei Gelegenheit einer 
Petition der Städte Graudenz und Marienwerder um Unterſtützung zum 
Bau einer Secundärbahn erklärte, das ſei nach Emanation des vorliegenden 
Geſetzes Sache der Provinzen. Ich bin nun allerdings überzeugt, daß der 
Handelsminister anderer Anſicht ſein und feinen Commiſſar desavouiren 
wird, aber Miniſter bleiben nicht ewig und welche Garantien haben A 
die Zukunft? Selbſt der preußiſche Provinzialausſchuß, von dem der Ge: 
danke der Vorlage ausgegangen iſt, hat den Entwurf nur mit 8 gegen 7 
Stimmen und nicht ohne ernſte Bedenken angenommen. Wiſſen Sie denn 
überhaupt, was Secundärbahnen ſind? und haben wir irgend welche Nor⸗ 
manlb⸗Bedingungen über den Bau ſolcher Bahnen? Es iſt doch etwas vor⸗ 
eilig von Seiten der Staatsregierung, auf Beſchluß einer einzelnen Pro⸗ 
vinzialvertretung hin einen derartigen wichtigen Geſetzentwurf zu machen. 
Ich glaube endlich auch gar nicht, daß die Bahnen jo billig zu ſiehen kom⸗ 
men, wie der Abg. Rickert neulich angab, und bitte Sie deshalb, meinen 
oder den Antrag des Abg. Windthorſt anzunehmen. h 

Handelsminiſter Dr. Achenbach: Bei ver Secundärbahn, welche in der 

Petitions⸗Commiſſion zur Sprache gekommen ift, handelte es ji nicht blos 
um Unterſtützung, ſondern um vollſtändigen Bau auf Koſten des Fiscus, 
und dieſe Forderung habe ich abgelehnt. Ich ſehe deshalb auch gar nicht 
ein, daß die Erklärung des Commiſſars ſo gefährlich war. Daß dieſes Geſetz 
die bisherigen Verpflichtungen des Staates in irgend einer Weiſe ändern 
follte, beſtreite ich und bleibe dabei ſtehen: es ſoll weder eine Belaſtung 
noch eine Entlaſtung des Stagtes ſtattfinden. Ich glaube aber, daß die 
durch die Vorlagen herbeizuführende Latitüde für die Provinzen ſehr zweck⸗ 
mäßig ſein wird, weil ſie es dadurch in die Hand bekommen werden, nach 
Bedürfniß Bahnen ſtatt Chauſſeen zu bauen. N 

Abg. Dr. Löwe: Ich theile die Beſorgniß der Gegner des Entwurſes in 
gewiſſem Grade, aber ich erſehe aus der Erklärung des Miniſters, daß die 
Abſicht einer Entlaſtung des Staates bei der Regierung durchaus nicht be⸗ 
ſteht, und in dem Geſetze iſt auch kein Komma vorhanden, welches eine 
ſolche Interpretation rechtfertigte. Ich würde jener Beſorgniß durch eine 
Reſolution vorzubeugen ſuchen, wenn ich nicht wüßte, daß ſolche Reſoluionen 
eben ſo unbeſtändig wie die Miniſter ſind. Ich ſpreche deshalb den Wunſch 
aus, daß wir ausdrücklich erklären, es ſoll keine Entlaſtung des Staates 
ſtattfinden, und daß die Regierung uns recht bald einen ähnlichen Geſetz⸗ 
entwurf vorlegt, wie das franzöſiſche ane das in der ſegens⸗ 
reichſten Weiſe gewirkt hat. Wir ſchaſſen mit der Annahme dieſer Vorlage 
durchaus kein Präjudiz gegen ein derartiges Geſetz, mit dem Antrag 
— 85 würde jedoch die Angelegenheit ad calendas Graecas verſchoben 
werden. 5 
Abg. Windthorſt (Bielefeld): Zwei Bedenlen find es, welche mich bes 
ſtimmen, die definitive Entſcheidung über die Sache noch hinauszuſchieben. 
Dieſe Bedenken ſind, daß die Zwecke, für die die Provinzialfonds zu ver⸗ 
wenden ſind, erweitert werden, ohne daß in gleicher Weiſe die Mittel ver⸗ 
mehrt werden, und zweitens, daß dem Staate die bisherige, wenigſtens mora⸗ 
liſche Verpflichtung abgenommen wird, Bahnen zu bauen. Ich nehme die 
Erklärung des Miniſters zwar ſehr dankbar entgegen, aber es könnte doch 
auch einmal die Meinung des Regierungscommiſſars aus der Petitionscom⸗ 
miſſton maßgebend werden. Deshalb ſcheint mir die Angelegenheit einer 
ſorgfältigen Erwägung werth. In Frankreich mag das Syſtem des Baues 
von Localbahnen ſehr ſegensreich wirken, man darf aber nicht vergeſſen, daß 
dort das grundlegende Geſetz bereits vorhanden und daß in demſelben aus⸗ 
drücklich die Verpflichtung des Staates zur Uebernahme eines Drittels der 
Koſten ausgeſprochen iſt; ein ſolches Geſetz fehlt uns noch. Der Handels⸗ 
miniſter hat erklärt, daß darüber im Staatsminiſterium eine Einigung nicht 
habe erzielt werden können; wir ſind hiernach um ſo weniger in der Lage, 
die Folgen des noch gar nicht beſtehenden Geſetzes zu ſankloniren. Es iſt 
a noch nicht einmal der Begriff der Secundärbahn überhaupt feſtgeſtellt. 
Ich gebe zu, daß dem Geſetz ein glücklicher Gedanke zu Grunde liegt. Der⸗ 
ſelbe hat aber 1 5 weittragende Conſequenzen und wenn ich auch nicht die 
politiſchen Bedenken theile, welche der Abgeordnete Windthorſt (Meppen) da⸗ 
gegen geltend gemacht hat, ſo glaube ich doch, daß bei ſolchen Fragen es 
angezeigt iſt, die Provinzialperbaͤnde zu hören. Indem ich meinen Antrag 
empfehle, hoffe ich, daß die Regierung, wenn ſie uns die Vorlage von Neuem 
macht, in der Lage fein wird, als Grundlage gleichzeitig einen Geſetzent⸗ 
wurf über die Secundärbahnen vorzulegen. 

Abg. Rickert: Der Abg. Windthorſt legt ſeinem Antrage ein ſehr be⸗ 
denkliches Prinzip zu Grunde, gegen das die liberalen Parteien ſich ſtets 
geſträubt haben, nämlich über allgemeine Geſetzentwürfe die Provinzen 
entſcheiden zu laſſen. Ich beſtreite entſchieden, daß durch die Vorlage die 
Pflicht des Staates zum Bau der Bahnen auf die Provinzen abgewälzt 
werden ſoll; der Staat hatte ja überhaupt keine Verpflichtung und wenn der 


gierung zur Berückſichtigung überwieſen, welche um Beſchleu⸗ 
nigung der Arbeiten des projectirten Canals an der oberen Netze bat. In 
dieſem heut vorgelegten Geſetzentwurf wird nun von uns verlangt, die für 
jenes Canalproject vom Haufe bereits bewilligte Summe zu anderen Zwecken, 
meiſt für Hafenbauten, ni verwenden. Einen ſolchen Beschluß kann ich nur 
entſchieden beklagen. Ueber die Nothwendigkeit des Netzecanals herrſcht in 
den betheiligten Landestheilen nur eine Stimme, durch dieſe Vorlage aber 
wird die Meinung im Lande erweckt, als ſei das Project aufgegeben. 
vente, die betheiligten Kreiſe baben ein Recht zu fordern, daß eine als wohl⸗ 
thätig und nothwendig erkannte Anlage, für deren Beginn der Landtag ber 
reits die Mittel gewährt hat, nicht plößlich bei Seite geihoben werde. Ich 
beantrage, dieſe Vorlage der Budget⸗Commiſſion zur Vorberathung zu über⸗ 
weiſen. 
Abg. Magdzinski kann ſich der Beſchwerde des Vorredners über die 
Hinausſchiebung des Netzecanal⸗Projects und die dadurch wiederum be⸗ 
wieſene 1 Di und Vernachläſſigung der 1 Poſen nur an⸗ 
ſchließen. Weshalb habe man denn nicht, wenn die Mittel nicht ausreichten, 
ebenſo gut wie das in dieſer u für die Bauausführungen auf de 
Staatseiſenbahnen geſchehen, auch für die Canalbauten eine Anleihe auf⸗ 
genommen? | g 

Abg. von Benda hält die Verweiſung der Vorlage an die Budget⸗ 
Commiſſion für das allein Angemeſſene ſchon deshalb, weil die Budget⸗ 
Lommiſſion ſich bereits mit den zahlreichen Petitionen und Anträgen zu be⸗ 
| üftigen gehabt habe, welche wegen der diesjährigen außergewöhnlichen Be⸗ 

ränkung des Extraordinariums im Etat der Bau⸗ und Eiſenbahnvderwal⸗ 
“ung eingegangen jeien. 
n bg. Brons bittet die Regierung, doch mit größerer Energie und Be⸗ 
bleunigung für die Fortführung der Arbeiten an dem Emdener Hafen und 
n dem Ems⸗Jahde⸗Canal Sorge tragen zu wollen. 
dieſe delsminiſter Achenbach: Auch ich glaube, es geht nicht gut an, 

e Vorlage an eine andere als an die Budgetcommiſſion zu verweilen, 


der B e iſt weſentlich nur eine Ergänzung des Extraordinariums im Etat 
0 


wird, daß d 
wird, die fü 
dere 


Recht. Nachdem nun die Regierung erklärt hat, daß ſie zur Ausführung 


würde. 
neral⸗ Superintendenten 34,005 Mk.“ beantragt Abg. v. Hammer⸗ 


ſtein einen neuen Poſten von 60,000 M. zu Bureaukoſten für die Super⸗ 


intendenten der 8 älteren Provinzen, da den General⸗ Superintendenten 

viele Geſchäfte zugefallen ſeien, die früher Sache der Bezirksregierungen 
waren. 

Geh. Reg.⸗Rath Lucau us erklärt, daß die Geſchäftsüberbürdun hen 

el 


Superintendenten keineswegs eine derartige ſei, daß A bejondere 

gefordert werden müßten; er bittet, den Antrag abzulehnen. . 
Abg. Richter (Sangerhauſen) tritt dieſen Ausführungen bei; die Super⸗ 
intendenten ſeien in den weſtlichen Provinzen rein kirchliche Beamten, für 
welche die Staatskaſſe nicht zu belaſten ſei; im Oſten ſeien ſie noch könig⸗ 
liche Beamte und da wäre der Antrag berechtigt. Redner wünſche aber, 


daß die Superintendenten des Oſtens denen des Weſtens gleich geſtellt 


und rein kirchliche Beamten werden; er bittet deshalb, den Antrag abzu⸗ 
. wenigſtens zur genaueren Prüfung der Budgetcommiſſion zu 
erweiſen. 

Abg. von Manteuffel empfiehlt dringend die Annahme des Antrages, 
weil die evangeliſche Kirche nicht reich genug 1 
tragen; von großer finanzieller Bedeutung Bi der Antrag nicht. 

Abg. Wehrenpfennig bemerkt zunächſt, daß nach der Geſchäftsord⸗ 
nung der Antrag der Budgetcommiſſion überwieſen werden müſſe, weil er 
eine Mehrforderung enthalte. Die Lage der evangeliſchen Geiſtlichen ſei 
e gegenwärtigen Regierung erheblich ver eſſert, während zur Zeit, 
als die 
lichen weit unter 800 Thlr. Gehalt bezogen. Um aber den Freunden des 
Hammerſtein'ſchen Antrages Gelegenheit zu geben, heſſere Gründe als der 
Antragſteller ſelbſt vorzubringen, möge man die Commiſſions-Berathung 
eintreten laſſen. f 1 

Geh. Reg.⸗Rath Lucanus erklärt, daß die Regierung der Anficht ſei, 
dieſe 1 0 en ſeien nicht vom Staate, ſondern von der Kirche zu leiſten. 
Abg. Windthorſt (Meppen) bemerkt, daß er nicht für dieſen Antrag 
ſtimmen könne, weil das Bedürfniß nicht nachgewieſen fei. 
10 DIE an des Abg. v. Hammerſtein wird der Budgetcommiſſion 

erwieſen. f 

Zum Titel 16 dieſes Kapitels „Bureaubedürfniſſe“ macht Abg. Schröder 
(Königsberg) darauf aufmerkſam, daß das Conſiſtorium der Provinz Bran⸗ 
denburg Ivegen Mangels der betreffenden Mittel es abgelehnt habe, feine 
eigenen Vor 


ſetze die Bedeutung der Synodalbeſchlüſſe herab. Redner fragt, ob die Mittel 


wirklich nicht vorhanden find, die zur Abftellung dieſes Mißſtandes erforder⸗ ö 
lich feien? eventuell möge man auf Erhöhung derſelben Bedacht nehmen. 


Geheimer Regierungs⸗Rath Lucanus: Die Regierung wird aus der 


Mittheilung Anlaß nehmen, der Sache näher zu treten. & 
ob wirklich der betreffende 
Der Titel wird genehmigt; eben ſo ohne Debatte das Capitel 117 
„Evangeliſche Geiſtliche und Kirchen“. 
Zu Capitel 118 (Bisthümer und die zu denſelben gehörenden 
Inſtitute) 


onds ausreichend iſt. 


delegirter Commiſſarien, welche mit Executipſtrafen gegen die Kirchenvorſtände 


vorgegangen ſeien, um ſie zu Handlungen, wie Einreichung des Inventars, 
zu zwingen. Die Gerichte hätten zu Gunſten der Kirchenvorſteher entſchieden 


und nur mit Pur des Competenzeonflictes ſei es der Regierung gelungen, 
das Urtheil der Gerichte lahm zu legen. Dieſe Handlungsweiſe der Staats⸗ 
regierung ſchädige die vom Haufe genehmigte kirchliche Selbſtverwaltung, fie. 
dehne Ausnahmegeſetze den allgemeinen Rechtsgrundſätzen entgegen au 


Fälle aus, für welche die Geſetze nicht gegeben worden ſeien und deshalb 
Nur mit Hilfe 


ſei Redner gezwungen, ſeine Klagen im Hauſe zu erheben. N lie 
künſtlicher Interpretation der Geſetze könne man die Befugniß, Executiv⸗ 


ſtrafen zu verhängen, von der collegialiſch beſetzten Regierung auf ſolche ad. 


hoc ernannten Commiſſarien übertragen. ; 
Cultusminiſter Falk: Der Vorredner hat durch ſeine Ausführungen fe 


Zum Titel 15 dieſes Capitels „Bureau: und Reiſekoſten der Ge⸗ 


dotirt ſei, um dieſe Koſten zu 


Freunde des Vorredners regierten, eine große Anzahl von Geiſts 


agen, über welche es den Beſchluß der Kreisſynode fordert, 
den Synodalmitgliedern durch den Druck mitzutheilen. Dadurch wurde eine 
ſachgemäße Vorbereitung der Beſchlüſſe unmöglich; ein ſolches Verfahren 


| 0 N ine feſte Zuſage 
kann ſie nicht geben, ſo lange ſie nicht von den Kirchenbehörden gehört habe, 


te) tadelt Abg. Bieſenbach die Handlungsweiſe einiger vom 
Cultusminiſter für die Vermögensverwaltung von erledigten Bisthümern 
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f j lbſt 
dargelegt, daß die Sache keinesfalls einfach liege und ich halle es te \ 
für gut, daß dieſe Angelegenheit in einer Weile an dieſes Haus gelangt, 


welche eine gründliche listen naeſchle 5 
in der Petitions⸗Commiſſion eingeſchlagen worden. Dort haben die 
miſſarien der Regierung 


erhalten und das erforderliche Material geſammelt. Ich beſchränke mi 


daher hier auf Folgendes: Das Haus iſt im vergangenen Jahre mit mir 
in d N ; Satz. daß der $ 58 des Geſetzes von 1875 
Miniſter eine dahingehende Forderung ablehnte, jo war er vollſtändig im] über die Kirchengemeindeverwaltung die Befugniſſe des biſchöflichen 1 

ir 
neuer Staatsbahnen für die naͤchſten Jahre vorausſichtlich überhaupt keine! find ferner der Meinung geweſen, daß dieſe biſchöflichen Commiſſarien keine 


einverſtanden geweſen in dem 


miſſarius, der nach dem Geſetze von 1874 ernannt iſt, nicht berührt. 


macht. Dieſer Weg iſt aber bereits 
Com⸗ 


| 
4 


zur Erörterung dieſer Frage bereits Aufforderung 


PR 
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g 


- 
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ie Du 


BI. Beamte des Biſchofs find, ſondern Staatsbeamte für diefe Function, daß ſie 


einen Theil derjenigen Verwaltungsgewalt in ſich faſſen, die, wenn nicht be⸗ 
ſondere Behörden 118 werden, in die Hand derjenigen Behörde fallen, 
die auf dieſem Gebiet ſeiner Zeit „Regierung“ genannt wurde. Es iſt daher 
keine jo abenteuerliche Interpretation, die der Vorredner angefochten hat, 
daß der Commiſſarius berechtigt ſei, zurückzugreifen auf jene Inſtruction aus 
der vergangenen Zeit. Das iſt nicht blos jetzt und früher von dem Competenz⸗ 
gerichtshof, ſondern auch neuerdings von dem Gerichtshof für kirchliche An⸗ 
gelegenheiten in vollem Maße anerkannt worden; und mir iſt nur ein ein⸗ 
ziges Urtheil eines Einzelrichters bekannt, welches einen entgegengeſetzten 
Entſcheid gefällt hat; und gegen dieſen iſt augenblicklich von der zuſtändigen 
Behörde der polizeiliche Recurs eingelegt worden. Wie der Proceß aus⸗ 
gehen wird, kann ich noch nicht wiſſen; ich denke aber. er wird dieſe Ent⸗ 
ſcheidung des Einzelrichters aufheben. 

Der Vorredner hat ſodann auf die Selbſtverwaltung der Gemeinden bin: 
gewieſen, welche durch ein ſolches Eingreifen der Regierung reſp. des Com⸗ 
miſſars der biſchöflichen Vermögensverwaltung ſchwer geſchädigt werde. Da 
iſt es doch ſehr intereſſant, daß ich dem Hauſe einen Erlaß des früheren 

Bliſchofs von Paderborn vom 16. Februar 1876 vorlegen kann, der in die 

. Hände der Regierung gelangt iſt und dieſe Selbſtverwaltung in eigenthüm⸗ 

6 licher Weiſe illuſtrirt. (Der Miniſter verlieſt darauf den Erlaß, in welchen 

den Kirchenvorſtänden der Diöceſe vorgeſchrieben wird, gegen den einge⸗ 

g ſetzten Commiſſar überall Widerſtand zu leiſten und mit demſelben nur 

| dann zu correipondiren, wenn Gewalt angewendet. d. h. Strafen an Frei: 

1 heit oder Geld verhängt werden; ſtets aber hätten ſie in ihrer Correſpondenz 

a einen ausdrücklichen Proteſt gegen die Competenz des Commiſſars hinzuzu⸗ 

52 flügen.) Der Miniſter ſchließt: Aus dieſem Erlaß geht doch wohl genugſam 

f hervor, wie wenig der Appell des Vorredners an die Freiheit der Selbſt⸗ 

verwaltung der Gemeinden begründet iſt. (Beifall.) 

4 Abg. v. Schorlemer⸗Alſt wundert ſich über die Zuſtimmung, die die 
Mehrheit den Worten des Miniſters gezollt, durchaus nicht, denn er ſei 
daran gewöhnt, daß immer dann der Beifall am lauteſten ſei, wenn die 
Ausführungen des Miniſters am wenigſten im Einklange mit der Logik 

N ſtänden. (Unruhe.) Redner glaubt nicht, daß bei Gelegenheit der Dis⸗ 
5 cuſſion von Petitionen dieſe Frage zur Erörterung kommen werde. Er be⸗ 
ſtreitet, daß die Strafgewalt mit Executivſtrafen auf jeden delegirten Staats⸗ 
beamten übertragen werden könne. In dem zu ſeiner Freude vorgetragenen 
Erlaß des Biſchofs von Paderborn finde er keine Beeinträchtigung der 
Selbſtverwaltung. Es gehe weder die Regierung noch das Haus etwas an, 
wie weit die Kirchenvorſtände den religiöſen Anſchauungen des Biſchofs 
Folz geben wollen. Er erwarte Abhilfe der gerügten Mißſtände vom Haufe. 
bg. Lasker: Ich bedauere, daß der Vorredner auch bei einer ſo ernſten 
Frage es für gut befunden hat, Beleidigungen gegen dieſe Seite des Hauſes 
laut werden zu laſſen, welche in Privat⸗Geſellſchaften eine andere Behand⸗ 
lung erfahren würden, als dies bei parlamentariſchen Debatten zuläſſig iſt. 
Die Verwaltungsbehörden ſind durch das Prinzip der neuen Selbſtver⸗ 
waltungs⸗Geſetze nicht losgelöſt vom Staate, ſondern fie ſtehen auch jetzt 
noch unter der Autorität des Staates. Executivſtrafen können allerdings 
nur von den Beamten verhängt werden, denen ein Geſetz ausdrücklich dieſe 
Befugniß giebt. Dieſes Recht durch Analogie auszudehnen, iſt nicht ſtatt⸗ 
haft. Der Streit über dieſe Frage iſt nicht neu Die Landrätbe verfügten 
früher Executipſtrafen, und als die neuen Selbſtverwaltungsgeſetze den 
Rechtsweg gegen dieſelben geſtatteten, fand es die Regierung für nöthig, 
ſich auf gem Wege erſt die Strafbefugniß für die Landräthe zu 
ſchaffen. Dieſe Frage kann aber hier nicht augenblicklich entſchieden werden. 
Bereiten Sie einen 5 10 vor, und wie neulich bei dem Autrag Reichen⸗ 
ſperger über die Pfarrdotalgüter, werden Sie uns bereit finden, zur Sicherung 


n 


TER 


* 

f des Rechtsweges und zur Geltendmachung des Geſetzes eine gründliche Er⸗ 
| wägung eintreten zu laſſen. Obwohl ich mein definitives Urtheil reſervire, 
2 muß ich doch ſagen, daß ich nach dem heute Gehörten den Commiſſarien 
für die biſchöfliche Vermögensverwaltung das Recht der Executipſtrafen nicht 
zugeſtehen kann. Vielleicht giebt der verleſene Erlaß eines Biſchofs der Re⸗ 
E gierung ein Motiv, auf geſetzlichem Wege für dieſe Beamten das Strafrecht 
. zu verlangen, aber durch Analogie kann es nicht übertragen werden, da 
E politiihe Motive nie über dem Recht des Landes ſtehen dürfen. Dieſe letztere 
N Erwägung wird für uns auch bei Beurtheilung eines etwa von Ihnen zu 
5 ſtellenden era über dieſe Materie maßgebend fein. Die Anrufung des 
5 


Competenz⸗Gerichtshofes, für den wir überhaupt wenig Sympathie haben, 


kann ich in dieſer einfachen Rechtsfrage nicht gut heißen und namentlich bei 
ſolchen heftigen Kämpfen ſollte die Regierung jeden Schein meiden, daß ſie, 
außer in äußerſt wenigen wichtigen Fällen, für welche das Miniſterium die 


— 


E 


Verantwortung zu übernehmen hat, verſuche, die ordentlichen Gerichte des 
Landes lahm zu legen. (Beifall.) BE: e 

; Abg. Gneiſt conſtatirt, daß die angeregte Frage in der Petitionscom⸗ 
miſſion zur Debatte geſtanden und viele Controverſen hervorgerufen habe. 
Jedenfalls ſei es nicht räthlich, dieſe intricate Frage auf dem Wege der im⸗ 
propiſirten Berathung weiter zu behandeln. Schon von vornherein könne 
man beſtreiten, daß auf eine Ausnahmeſtrafe die gewöhnlichen Grundſätze 
über Strafe anwendbar ſeien. 

Die Discuſſion wird geſchloſſen. 

Perſönlich bemerkt Abg. v. Schorlemer-Alſt, daß der Abg. Lasker 
ſich eine Correctur gegen ihn erlaubt habe, obwohl der Präſident, der allein 
dazu befugt ſei, eine ſolche eintreten zu laſſen, dieſelbe nicht für nöthig be⸗ 
funden habe. Er glaube ſich in Privatgeſellſchaften ebenſo correct und 
ſicher bewegen zu können, wie der Abg. Lasker. 

Abg. Lasker beitreitet, daß der Präsident überall da einen Ordnungs⸗ 
ruf zu erlaſſen verpflichtet ſei, wo in vorſichtig gewählten Worten Beleidi⸗ 
gungen gegen Parteien des Hauſes ausgeſprochen werden. Dieſe müßten 
von den Parteien ſelbſt zurückgewieſen werden und in dieſem Falle habe 
er ſich den einleitenden Worten des Vorredners gegenüber befunden. 
Um 3% Uhr vertagt das Haus die Debatte. 

Ein dem Präſidenten Jugegangenes Schreiben theilt mit, daß die Beer⸗ 
digung des verſtorbenen Abg. von Gerlach am Mittwoch, Nachmittags 3 Uhr 
von der Böhmiſchen (Bethlehems⸗) Kirche aus ſtattfinden wird. 

Nächſte Sitzung Dinstag 10 Uhr. (Theilung der Provinz Preußen, 
Cultuseiat.) — Die Beantwortung der Interpellation des Abg. von Kos 
mierowski wird am Mittwoch erfolgen. 


Berlin, 19. Febr. 
haben im Namen des Deutſchen Reiches die Kaufleute Guſtav Seſſelberg 
in Para (Braſilien), W. Zizold in Taena und M. Bamberger in Lima 
zu Conſuln des Deutſchen Reiches ernannt. 

Se. Majeſtät der König hat den Appellationsgerichts⸗-Rath Iſen bart 
in Celle unter Verleihung des Titels „Obergerichts⸗Director“ zum Präſi⸗ 
denten des Obergerichts in Nienburg ernannt; ſowie die Wahl des bisheri⸗ 
gen Landesälteſten, Kammerherrn v. Heinen auf Pfaffendorf zum Director 
i der Schweidnitz⸗Jauerſchen Fürſtenthumslandſchaft und des bisherigen Landes: 

aͤlteſten, Kammerherrn, Fideicommißbeſitzers Grafen v. Rothkirch⸗Trach 
auf Panthenau zum Director der Liegnſtz⸗Wohlauer Fürſtenthumslandſchaft 
für den verfaſſungsmäßig ſechsjährigen Zeitraum von Weihnachten 1876 bis 
8 dahin 1882 beſtätigt; und dem Kaufmann Julius Hermann Nitſch, allei⸗ 
nigen Inhaber der Firma 1 G. Nitſch und Söhne“ zu Potsdam das Prä⸗ 
diikat eines königlichen Hoflieferanten verliehen. 


[Amtliches.] Se. Majeſtät der Kaiſer und König 


VOR Das laiſerliche Vice⸗Conſulat in Macao (China) ift aufgehoben. 
Der Conſiſtorial⸗Rath und ordentliche Profeſſor der Theologie Dr. Weiß 
in Kiel iſt als ordentlicher Profeſſor in die theologiſche Facultät der Uni⸗ 
pverſität zu Berlin verſetzt worden. — Der Rechtsanwalt und Notar Juſtiz⸗ 
Rath Hänſchke in Bromberg iſt zum Rechtsanwalt bei dem Ober⸗Tribunal, 
und der kaiſerliche Conſul z. D. frühere Gerichtsaſſeſſor Annecke hierſelbſt, 
unter Wiederaufnahme in den Juſtizdienſt zum Rechtsanwalt bei dem Kreis⸗ 
gericht in Bromberg und zugleich zum Notar im Departement des Appella⸗ 
Tionsgerichts daſelbſt, mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in Bromberg, er: 
nannt worden. 5 

Berlin, 17. Febr. [Se. Majeſtät der Kaifer und König] 


N. 
Ik 


empfingen nach der Rückkehr in Allerhöhjtihr Palais den Wirklichen 
Geheimen Rath Freiherrn von Roſenberg⸗Klötzen, ſowie den Fürſten 
zu Bentheim⸗Steinfurt. Um 12% Uhr begaben Se. Majeſtät Sich 
in das Gebäude der Reichsbank, um die Einrichtungen deſſetben in 
Augenſchein zu nehmen, und hörten vor dem Diner noch den Vor: 
trag des Staats⸗Secretärs des Auswärtigen Amts, Staats⸗Miniſters 
von Bülow. 

Heute Vormittag nahmen Se. Majeſtät militäriſche Meldungen 
entgegen, hörten die Vorträge des Geheimen Cabinets⸗Raths von Wil: 
mowski, des Krlegs⸗Miniſters Generals der Infanterie von Kameke, 
des General⸗Adjutanten General⸗Majors von Albedyll und empfingen 
den Oberſt⸗Kämmerer Grafen von Redern. 
lhre Majeſtät die Kaiſerin⸗Königinj wohnte geſtern dem 
Gottesdienſte in der Capelle des Auguſta⸗Hoſpitals bei. — Mittags 


wohnten am geſtrigen Sonntage dem Gottesdienſte im Dome bei ‚und. 


* 


2 


beſichtigten Beide Kaiſerliche Mafeſtäten das Reichsbank⸗Inſtitut] ſtellt ſich vor, daß die Antwort Gambeita nicht ſchwer wurde, und da 


und dinirten bei Ihren Kaiſerlichen und Königlichen Hoheiten dem 
Kronprinzen und der Kronprinzeſſin. 

[Ihre Kaiſerlichen und Königlichen Hoheiten der Kron⸗ 
prinz und die Kronprinzeſſin] mit Ihren Königlichen Hoheiten 
den Prinzen Wilhelm und Waldemar wohnten geſtern Mittags 12% 
Uhr der Beſichtigung des Reichsbank⸗Gebäudes bei. Nachmittags 5 Uhr 
ſpeiſten Ihre Majeſtäten bei den Höchſten Herrſchaften. (R.⸗A.) 

O Berlin, 19. Febr. [RNeichstags⸗Eröffnung. — Das 
Reichsgericht. — Münzprägungen. — Deutſche Arbeiter 
in Belgien.] Der Kaiſer wird am Donnerstag, Mittags 1 ¼ Uhr, 
perſönlich die Eröffnung des Reichstags vollziehen. — Heute Mittag 
hat eine Bundesrathsſitzung ſtattgefunden, in welcher u. A. der Antrag 
in Betreff des Sitzes des Reichsgerichts zur Verhandlung und muth⸗ 
maßlich zur Entſcheidung gekommen iſt. — Die vereinigten Ausſchüſſe 
des Bundesraths für Handel und Verkehr und für Rechnungsweſen 
haben beantragt, von Goldmünzen weitere 40,000 Pfund Gold in 
Kronen und halben Kronen und an Silbermünzen, da die übrigen 
Muͤnzen hinreichend vorhanden ſind, nur noch Zweimarkſtücke im Be⸗ 
trage von 19,000,000 Mark und 50⸗Pfennigſtücke im Betrage von 
25,000,000 Mark auszuprägen und darauf mit der weiteren Aus⸗ 
prägung von Silbermünzen innezuhalten. — Es iſt bereits darauf 
hingewleſen worden, daß in Folge der ungünſtigen Zeitverhältniſſe 
viele in Belgien weilende deutſche Arbeiter ſich in großer Noth 
beſinden. Der Miniſter des Innern hat daher die Provinzial⸗Be⸗ 
hörden veranlaßt, die Arbeitsbevölkerung in geeigneter Weiſe 
vor dem Arbeitſuchen in Belgien zu warnen. Zugleich ſoll 
darauf aufmerkſam gemacht werden, daß fremde Arbeiter nur gegen 
Vorweis oder Hinterlegung eines regelmäßigen Reiſepaſſes in Belgien 
ein Arbeitsbuch erhalten, während alle anderen Papiere, wie Tauf: 
ſcheine, Militärpaß u. ſ. w. nicht genügen. — Der Handelsminiſter 
hat bereits vor vierzehn Tagen die Regierungen derjenigen Bezirke, 
in welchen beſonders dringende Nothſtände vorhanden ſind, darauf 
hingewieſen, Schritte zu thun, der arbeitsloſen Bevölkerung Gelegen⸗ 
heit zur Beſchäfligung bei Chauſſee-⸗ und Wegebauten zu verſchaffen. 
Nun ſind allerdings dieſe Bauten nach der jetzigen Geſetzgebung der 
Sorge der Provinzen und Kreiſe unterſtellt, und die Regierung muß 
ſich darauf beſchränken, die Kreiſe zu ſchleuniger Inangriffnahme zu 
veranlaſſen. Endlich ſoll darauf geachtet werden, daß mit dem 
Bau nicht⸗chauſſirter Wege in thunlichſt großem Umfange vorgegan⸗ 
gen werde. 

Altona, 19. Februar. [Engere Wahl.] Nach dem nunmehr 
feſtgeſtellten ofſiciellen Reſultate der Nachwahl im 8. Schleswig⸗Hol⸗ 
ſteiniſchen Wahlkreiſe erhielt Profeſſor Karſten (Fortſchr.) 13,092, der 
Socialdemokrat Hartmann 13,156 Stimmen, 116 St. waren zerſplittert. 
Es iſt demnach eine engere Wahl erforderlich, welche auf den 1. März 
anberaumt iſt. 

Colmar, 18. Febr. [Erklärung.] Mit Bezug auf eine neu⸗ 
liche Notiz bezüglich des flüchtig gewordenen Bürgermeiſterei⸗Verwalters 
Grote wird der „Allg. Ztg.“ Folgendes bemerklich gemacht: „Daß 
die informatoriſche Unterſuchung der Staatsanwaltſchaft für die Er⸗ 
hebung einer Anklage kein Material geliefert hat, iſt richtig. Dies 
ändert aber an der Sache nichts, da der Verſuch, das im § 175 des 
Straf⸗Geſetzbuchs bezeichnete Verbrechen zu begehen, ſicher conſtatirt iſt, 
und die Anklage bisher nur deswegen nicht erhoben werden konnte, 
weil der Verſuch geſetzlich nicht ſtrafbar iſt. Daß bei dem in Rede 
ſtehenden Verbrechen durch den rein zufälligen Umſtand der Verhin⸗ 
derung der thatſächlichen Ausführung deſſelben die moraliſche Schuld 
des Verbrechers weder abgeſchwächt wird, noch die Affaire für Die⸗ 
jenigen, welche eine ſo ſchlechte Sache zu vertheidigen unvorſichtig genug 
ſind, weniger compromittirend endigen dürfte, liegt auf der Hand. 
Thatſache iſt und bleibt: der Bürgermeiſterei⸗Verwalter Grote, deſſen 
Perſönlichkeit ſeit 1871 mehr als hinreichenden Anhalt zu zweifellofer 
Beurtheilung bot und daher bei der Beſetzung eines ſo wichtigen Poſtens 
von vornherein von jeder Berückſichtigung hätte ausgeſchloſſen ſein 
müſſen, iſt wegen conſtatirten Verſuchs, gegen § 175 des Straf⸗ 
Geſetzbuchs zu handeln, flüchtig geworden. Durchaus falſch iſt die 
Darſtellung, als ob die Ernennung Grote's nur „beabſichtigt“ geweſen 
ſei. Dieſelbe iſt amtlich in den „Aſfſiches alſaciennes“, gezeichnet 
„Bezirks⸗Präſident v. Ernſthauſen“, publieirt worden.“ 

Frankreich. 

O Paris, 17. Febr. [Die gewerblichen Schiedsgerichte. 
— Uneinigkeit des Senats und der Kammer in Bezug 
auf dieſelben. — Cazeauf und Gambetta. — Thiers 
gegen den Due Decazed. — Umänderung von Straßen: 
namen. — Faſtenbriefe. — Ueberſchwemmung. — Chan⸗ 
garnier's Beerdigung. — Verurtheilung.] Der Senat hat 
geſtern wieder eine Probe von ſeiner ſyſtematiſchen Feindſeligkeit gegen 
die Deputirtenkammer gegeben. Auf ſeiner Tagesordnung ſtand das 
Geſetz über die gewerblichen Schiedsgerichte. Das Kaiſerreich hatte, 
feinen Grundſätzen getreu, für die Regierung das Recht in Anſpruch 
genommen, die Präſidenten und Vicepräſidenten dieſer Schiedsgerichte 
zu ernennen, entgegen dem alten Gebrauch, wonach dieſelben ſelbſt 
ihre Vorſtände zu wählen pflegten. Dieſe Neuerung hatte zur natür⸗ 
lichen Folge, daß ſich die Politik in eine Einrichtung eindrängte, welche 
bis dahin blos einen gewerblichen Charakter hatte. Wie E. Picard 
treffend bemerkte: Die von der ausübenden Gewalt ernannten Präſi⸗ 
denten waren nur noch eine Art Regierungs⸗Commiſſare. Kürzlich 
hat nun die Deputirtenkammer den früheren Uſus wieder hergeſtellt; 
die Schiedsgerichte ſollten von neuem ihre Präſidenten ernennen; dleſe 
Maßregel war von allen Betheiligten dringend verlangt worden, aber 
eben weil fie der Kammer nützlich erſchlen, hat der Senat ihr nicht 
zuſtimmen wollen. Mit einer geringen Mehrheit wurde geſtern der 
erſte und Hauptartikel des Geſetzes verworfen. Vielleicht iſt dieſes 
Votum bezeichnender als ſo manche andere, die einen größeren Wider⸗ 
hall nach Außen gefunden haben. Der Senat vertagte ſich ſodann 
auf Dinstag. Die Sitzung der Deputirtenkammer bot nur einen be⸗ 
merkenswerthen Zwiſchenfall: ein Wortgefecht zwiſchen dem Bonapar⸗ 
tiſten Cazeaur und Gambetta, in welchem Cazeaux übel mitgenommen 
wurde. Die Sache war dieſe. Wie man ſich erinnert, erhoben vor 
einiger Zeit die Regetionairen bittere Beſchwerden darüber, daß die 
letztjährige Budgetcommiſſion nicht auseinandergehen wolle, obgleich 
das Budget angenommen und ſomit ihre Aufgabe erſchöpft ſei. Die 
Commiſſion antwortete, fie habe noch einige rückſtändige Vorlagen zu 
erledigen, worauf die Gegner erwiderten, dies ſei blos ein Vorwand, 
um dle Dictatur der Commiſſton und ihres Präſidenten Gambetta zu 
verlängern. Nun begab es ſich geſtern, daß Menier den Antrag ein: 
brachte, man möge einer beſonderen Commiſſion von 22 Mitgliedern 
die Prüfung des franzöſiſchen Fiscalſyſtems übertragen. Der Bericht⸗ 
erſtatter der alten Commiſſion, Cochery, trat nicht nur dieſer For: 
derung bei, ſondern rieth auch, dem neuen 22er-⸗Ausſchuß die rückſtän⸗ 
digen Anträge ähnlicher Art zu überweiſen, damit die alte Commiſſion 
fi) endlich zurückziehen könne. Dagegen erhob ſich nun mit einem 
Male der erwähnte Cazeaux, von der Rechten unterſtützt, und warf 
der Commiſſion und Gambetta vor, daß fie ihrer Aufgabe nicht ge: 
nügen und die verſprochenen Reformen nicht ausführen wollen. Man 


der Präſtdent der Budgetcommiſſion ſich gerade in ſehr guter Laune 
befand, regnete es Spöttereien auf den unglücklichen Cazeaux, welche 
die Kammer in große Heiterkeit verſetzten. Es wäre indeß überflüſſig, 
auf die Einzelheiten dieſer etwas zu weit ausgeſponnenen parlamen⸗ 
tariſchen Comödie näher einzugehen. Die Kammer wollte heute 
Sitzung halten, aber auf die heftige Einſprache des Duc de la Roche⸗ 
foucauld⸗Biſaccia verſchob fie die nächſte öffentliche Sitzung bis Montag, 
damit die Deputirten der auf heute Mittag angeſetzten Leichenfeier Changar⸗ 
niers beiwohnen könnten. — Der Due Decazes macht große Anſtren gungen, 
um ſich gegen den Ausbruch des Unwetters, das ſich über ſeinem Haupte zu⸗ 
ſammengezogen hat, zu ſchützen. Seinen Anhängern zum großen 
Theil ſind die ſeit einigen Tagen mit großer Energie in Umlauf ge⸗ 
ſetzten Gerüchte über die kriegeriſchen Abſichten des Fürſten Bismarck 
u. ſ. w. zuzuſchreiben, welche Gerüchte dem Gedanken an einen 
Wechſel im Miniſterium des Aeußeren entgegenarbeiten ſollen. Die 
befreundete Preſſe beweiſt alle Tage, daß es unbedingt nothwendig ſei, 
den Herzog im Amte zu erhalten. Heute rückt der „Figaro“ mit 
einem gewaltigen Artikel ins Feld, worin dargethan wird, daß die 
„Verſchwörung“ gegen den Duc Decazes von Thiers angezettelt wor⸗ 
den ſei, dem ſich Gambetta angeſchloſſen habe. Thiers, ſo erzählt der 
„Figaro“, hat es vergebens verſucht, den Miniſter des Aeußeren zu 
feinem gefügigen Werkzeug zu machen und ſich ſolchergeſtalt die Leitung 
der auswärtigen Politik zu ſichern. Er hat dieſen Plan ſo rückſichts⸗ 
os und offenkundig ins Werk geſetzt, daß er ſelbſt einem gewiſſen 
fremden, perſönlich mit ihm befreundeten Diplomaten ein Aergerniß 
gab. Bedauerlicher Weiſe fand er auch an dem Bonapartiſten Raoul 
Duval, der ſich doch für einen Conſervativen ausgiebt, einen willigen 
Gehilfen. Wenn man ſich darüber wundern ſollte, daß Raoul Duval 
in dieſem Stücke, wie auch bei anderen Gelegenheiten mit dem Demo⸗ 
kraten Gambetta gemeinſame Sache macht, ſo findet man eine Erklä⸗ 


— 


rung vielleicht darin, daß Gambetta und Raoul Duval ſich ſehr häufig 


im Salon der Fürſtin Life Troubetzkoi begegnen. Dieſe Dame, welche 
mit Thiers bekanntlich ſehr befreundet iſt, dürfte die Vermittlerin zwi⸗ 
[hen den beiden genannten Deputirten geſpielt und dem Ex-Präſi⸗ 
denten der Republik ihre beiderſeitige Unterſtützung verſchafft haben. Die 
Hauptſchwierigkeit für Thiers beſtand darin, einen Nachfolger für De⸗ 
cazes zu finden. Man dachte an den Grafen Saint⸗Vallier, ehema⸗ 
ligen Cabinetschef Rouher's, aber dieſer beſaß nicht Autorität genug; 
an Leon Say, aber dieſer hatte keine Luſt, das Portefeullle der Fi⸗ 
nanzen mit demjenigen der auswärtigen Angelegenheiten zu vertauſchen. 
Endlich wurde in Jules Simon, der eben die Leitung des Conſeils 
übernommen hatte, der rechte Mann gefunden. Leider, ſo erzählt der 
„Figaro“ weiter, war die erſte Begegnung Jules Simon's mit dem 
diplomatiſchen Corps keine glückliche und in ſeinen Aeußerungen über 
die orientaliſche Frage verletzte der Conſeilpräſident den Vertreter einer 
großen Macht. Uebrigens iſt es nichts weniger als erwieſen, daß 
Jules Simon darauf ausgeht, den Due Decazes zu verdrängen; er 
hat ſich dem Marſchall und dem Miniſterrath gegenüber hoch und 
theuer verſchworen, daß er an den Intriguen, welchen ſein College 
vom Aeußeren zur Beute, keinerlei Antheil habe. In Summa, ſchließt 
der „Figaro“, bleibt das Miniſterium unverändert; der Herzog von 
Magenta will nichts von der Entlaſſung des Due Decazes hören, 
Jules Simon trägt nichts dazu bei, dieſelbe zu beſchleunigen; man 
muß wünſchen, daß dieſe Situation ſich erhält und daß Jules Simon 
dahin gelangt, dem Marſchall und ſeinen Collegen mehr Vertrauen 
einzuflößen als ſeine eigene Partei ihm gewähren zu wollen ſcheint. 
So das Blatt des Herrn de Villemeſſant, deſſen Artikel wir im Weſent⸗ 
lichen wiedergegeben haben, da er einige Senſation erregt. Mancherlei 
perfide Anſpielungen deſſelben, wie insbeſondere die Schlußbemerkung 
dürften ſchwerlich nach dem Geſchmacke des Conſeilpräſtdenten ſein. — 
Die radicale Preſſe hat bekanntlich ſchon ſeit längerer Zeit einen Feld⸗ 
zug gegen die aus der Geſchichte des Kaiſerreichs entnommenen Straßen- 
Namen geführt. Der Gemeinderath konnte ihr nicht zu Hilfe kommen, 
denn das Recht, die Straßen der Hauptſtadt umzutaufen, ſteht dem 
Seine⸗Präfecten zu. Nach langem Zögern hat ſich dieſer nun ent⸗ 
ſchloſſen, den Republikanern eine kleine Genugthuung zu geben und 
verſchiedene der angefeindeten Straßennamen durch unſchuldigere zu 
erlegen. So wird aus der Place de Roi de Rome eine Place de 
Trocadéro, aus der Avenue de l'Empereur eine Avenue de Troradero, 
aus der Rue de Puebla eine Rue des Pyrénées. Zwei Napoleon⸗ 
Plätze verlieren ebenfalls dieſen Namen u. ſ. w. u. ſ. w. — Der Faſten⸗ 
brief dee Erzbiſchofs von Rennes erregt in der liberalen Preſſe große 
Heiterkeit. Mit großer Genauigkeit ſetzt darin der Prälat feinen Didce- 
ſanen auseinander, welche Speiſen ihnen während der Faſtenzeit er⸗ 
laubt und welche anderen ihnen verboten ſind. „In Anbetracht der 
ſchlechten Zeiten“ werden die fetten Speiſen für 4 Tage der Woche 
geſtattet. Im Art. 2 folgt aber der hinkende Bote: „Dieſe Erlaubniß, 
die wir kraft eines apoſtoliſchen Hirtenbriefes ertheilen, gilt nur für 
ein Jahr und unter der ausdrücklichen Bedingung, daß für jeden Dis⸗ 
pens ein beſonderes Almoſen bezahlt wird. In Ermangelung dieſes 
Almoſens erklären wir den Dispens für null und nichtig.“ — Die 
Seine ſteigt noch immer; ein großer Theil der Quais ſteht bereits unter 
Wie 

ende, Die Beerdigung des Generals Changarnier hat heute 
Mittag unter dem üblichen Ceremoniell und einer zahlreichen Bethei⸗ 
ligung ſtattgefunden. Da die Leiche in Autun beigeſetzt wird, fand 
die Haupt⸗Feierlichkeit in der ſchwarz behangenen Kapelle des Invaliden⸗ 
domes ſtatt. Der Marſchall Mac Mahon, begleitet von ſeinem Adju⸗ 
tanten und feinem Secretär, Vicomte d’Harcourt, nahm an der Todten⸗ 
meſſe Theil; desgleichen bemerkte man eine große Anzahl von Mit: 
gliedern des Senats, welcher ſich officiell durch eine Deputation ver: 
treten ließ, von Deputirten der Rechten, ſämmtliche in Paris anwe⸗ 


ſenden Generäle, verſchiedene Mitglieder des diplomatiſchen Corps 
u. ſ. w. Das Cabinet war vertreten durch Jules Simon, Decazes. 
und Zeiffereuc de Bort. Der Ehrendienſt wurde von zwei Infanterie, 


zwei Küraſſier⸗Regimentern und einer Batterie Artillerie verſehen. 
Reden wurden nicht gehalten. Nachdem der Cardinal⸗Erzbiſchof der 
Leiche die Abſolution ertheilt, wurde der Sarg, gefolgt von Mac Mahon, 
dem Vorſtande des Senats u. ſ. w. in den Wagen gehoben, vor dem 
die Truppen vorbei defilirten. 
Autun ebenfalls ein Trauergottesdienſt fattfinden. — Der Appellhof 
hat heute das letzte Wort in der Affaire des Jeſuitenpaters du Lac 
gegen verſchiedene republikaniſche Blätter geſprochen. Das erſte Urtheil 


Morgen wird in der Kathedrale von 
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— Minen. 


lautete, wie man ſich erinnert, auf eine Geldſtrafe und die Inferirung 
des Urtheils in je 10 Blätter von Paris und je 20 Blätter der Pro: 


vinz. 
geſetzt. Die Geldbuße wurde beibehalten, doch braucht für die große 
und die kleine „République“, ſowie für das „Peuple“ die Inſerirung 
des Urtheils nur in ihren eigenen Spalten, für die „Tribune“ außer⸗ 
dem in 4 anderen Blättern zu erfolgen. 
Großbritannien. 


A. A. C. London, 17. Februar: [In der geſtrigen Sitzung des 
Unterhauſes] erhob ſich Gladſtone, von feinen Parteigenoſſen enthu⸗ 


ſiaſtiſch begrüßt, und lenkte die Aufmerkſamkeit des Hauſes auf Lord Derbys 


Depeſche an Sir H. Elliot vom 5 September 1876, in welcher der Miniſter 
für auswärtige Angelegenheiten u. A. ſagt: „Es iſt meine Pflicht, Sie zu 


Der Appellhof hat ein Einſehen gehabt und die Strafe herab: 
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nachrichtigen, daß irgend welches Mitgefühl, das vorher für dieſes Land 
üftirte, durch die jüngſten beklagenswertben Vorgänge in Bulgarien völlig 
krnichtet worden iſt. Die Berichte über die Ausſchreitungen, welche von 
en türkiſchen Truppen gegen die unglückliche und größtentheils nicht wider⸗ 
fandleiftende Bevölkerung verübt wurden, haben ein allgemeines Gefühl 
er Entrüſtung in allen Schichten der engliſchen Geſellſchaft erregt, und 
neſes Gefühl hat einen ſolchen Höhepunkt erreicht, daß, ſelbſt wenn Rußland 
jen Krieg gegen die Türkei erklärte, Ibrer Majeſtät Regierung es thatſächlich 
inmögli finden würde, zum Schutze des ottomaniſchen Reiches zu inter⸗ 
jeniren. Ein ſolches Ereigniß, durch welches die Sympathien der Nation 
n directe Oppoſition mit ihren Vertragsverbindlichkeiten gebracht werden 
Yürften, würde England in eine bhöchſt er und ſogar 
demüthigende Lage verſetzen; doch iſt es unmöglich zu jagen, ob, 


2 


venn der gegenwärtige Zwieſpalt fortdauert, die Eventualität nicht 
miftehen dürfte.“ Dies beweiſe, bemerkte Gladſtone, daß die Re⸗ 
eine ſolche Intervention für möglich Pn 


ierung bis dahin t rm 
hatte Die Depeſche beſtehe darauf, daß Sir H. Elliot eine feſte Sprache 
führe, um die Pforte zur Annahme der Vorſchläge Europas zu bewegen, 
da ſie im anderen Falle nur auf die moraliſche Unterſtützung Englands 
zählen könne. Gladſtone erbat ſich Aufklärung darüber, welcher Unterſchied 
zwiſchen einer moraliſchen und materiellen Unterſtützung beſtehe, denn aus 
den in den Blaubüchern veröffentlichten Actenſtücken könne er nur folgern, 
daß heimliche Mittheilungen gemacht wurden, welche den beſten Abſichten 
der Regierung entgegenarbeiteten, und die zwei bedeutendſten Mitglieder 
der türkiſchen Regierung noch am 8. Jannax d. J. in der Meinung be: 
ſtärkten, daß ſie in der äußerſten Nolh auf die materielle Unterſtützung 
Englands zählen könnten. Er könne dies auch begreifen, nachdem die Re⸗ 
terung erklart, das Land müſſe an feinen Vertragsverbindlichkeiten zu 
Gunſien der Türkei feſthalten. Durch den Pariſer Vertrag von 1856 habe 
England zwar gewiſſe Verbindlichkeiten übernommen, aber nur in Gemein: 
— mit den übrigen Signatarmächten. Auch ſeien dieſe Garantien nicht 
abftracte oder buchſtäbliche, die ohne Rückſicht auf alle Umſtände, die da⸗ 
zwiſchen treten dürften, ausgeführt werden müßten. Es ſei unmöglich, von 
irgend welcher Garantie nicht nur die veränderten Verhältniſſe, die eintreten 
dürften, ſondern insbeſondere das Verhalten der Partei, zu deren Gunſten 
die Garantie gewährt wurde, zu trennen. Im Hinblick darauf ſei Lord 
Derby's Depeſche nicht allein übereilt, ſondern auch durch nichts, was der 
Vertrag enthalte, gerechtfertigt geweſen. Ebenſowenig erechtfertigt ſei auch 
die Behauptung Lord Derbys, daß der Vertrag kein allgemeines Recht zur 
Intervention in die inneren Angelegenheiten der Türkei gewähre. Letzteres 
fi ja der Hauptzweck des Vertrages gemejen, nur ſollte die Intervention 
nicht ohne eine gründliche Urſache ausgeübt werden. Im Weiteren ſtellte 
Gladſtone in Abrede, daß der Vertrag von 1871 dem von 1856 größere 
Kraft verlieh, als er urſprünglich beſeſſen. Der Vertrag von 1871 wurde 
eſchloſſen, weil Rußland den Artikel bezüglich des Schwarzen Meeres aus dem 
runde kündigte, daß die Türkei ermangelt hätte, ihren Verpflichtungen nachzu⸗ 
kommen, und er hatte lediglich den Zweck, die beſte Abmachung zu treffen, 
die unter den veränderten Verhältniſſen Europa's möglich war, und einen 
Krieg abzuwenden. Wenn England darin Rußland Widerſtand geleiſtet 
hätte, würde es ohne einen Verbündeten in Europa geweſen ſein, und über⸗ 
dies hatte die Türkei nichts gegen die Forderungen Rußlands einzuwenden. 
Es war damals unmöglich, etwas mehr zu thun, denn während des franzöſiſch⸗ 
deutſchen Krieges würde es widerſinnig geweſen ſein, die Angelegenheiten des 
Orients wieder zu regeln; und da der Vertrag von 1856 durch die Erklä⸗ 
kung Rußlands fatal geſchwächt worden, war alles, Fir al werden 
bonnte, das, dieſen Vertrag den veränderten Verhältniſſen Europas 
anzupaſſen. Es ſcheine ihm demnach, daß Lord Derty in der in 
ede ſtehenden Depeſche England in einer höchſt gefährlichen und 
Angerechtfertigten Weiſe verbindlich gemacht habe. Glücklicherweiſe habe die 
Praxis der Regierung mit ihren Doctrinen nicht Schritt gehalten, aber den⸗ 
noch ſei es wünſchenswerth, daß das Land es wiſſe, wie weit es durch die 
beſtehenden Verträge gebunden und daran verhindert ſei, Recht und Billig⸗ 
eit zu üben, und insbeſondere erfahre, ob der Regierung nicht einleuchte, 
daß der veränderte Stand der Dinge ſie von der in Lord Derbys Depeſche 
niedergelegten gefährlichen Poſition abſolvire. (Cheers. ) 0 ie 
Von der minifteriellen Seite nahm das Wort darauf der Kriegsminiſter 
Hardy. Er klagte, daß, obwohl der Ton der Rede des Ex⸗Premiers im 
Allgemeinen ein gemäßigter war, dieſelbe doch dazu angethan ſei, jene Lei⸗ 
alcgaſten zu erregen, die ſeine früheren Reden erweckt hätten. Er wolle 
ſofort erklären, daß die Regierung ſich von den ihr durch die Verträge von 
1856 und 1871 auferlegten Verbindlichkeiten nicht für befreit betrachte. Er 
könne nicht mit der Anſicht übereinſtimmen, daß die Türkei im Stich gelaſſen 
werden ſolle, während ſie mit den Verbindlichkeiten, die jene Verträge ihr 
auferlegen, belaſtet ſei. Wenn die Türkei durch dieſe Verträge Europa gegen⸗ 
er gebunden fein ſolle, dann müſſe er offen und peremtoriſch erklären, 
das übrige Europa ebenfalls durch dieſelben der Türkei gegenüber ge⸗ 
unden fein müfle. Nach einer eingehenden Prüfung der Verbindlichkeiten 
der Türkei fährt Hardy fort: Stets ſeit 1860 habe Rußland Klage über das 
Verhalten der Türkei ihren chriſtlichen Unterthanen gegenüber geführt, und 
in Anbetracht deſſen, was in Creta und im Abanon ſtattgefunden habe, ſei 
es höchſt unbillig, die gegenwärtige Regierung deswegen zu tadeln, daß fie an 
Verbindlichleiten feſthalte, welche das Cabinet von 1871 feierlich erneuert 
e. Es ſei erſtaunlich, daß Herr Gladſtone nicht in 1871 die Türken 
zanti⸗human“ nannte und gefunden, daß ſie niemals menſchlich geweſen 
eien. Die Conferenz von 1871 hätte die Fehler der Türkei unterſuchen 
ellen. Diejenigen, welche den Vertrag von 1871 ſchloſſen, beſaßen kein 
cht, der Regierung zu ſagen, ſie möge die Verbindlichkeiten erfüllen, die 
durch das Cabinet von 1871 vernachläſſigt wurden. Dieſer Vertrag räume 
einer Partei das Recht ein, zu handeln, ohne vorher die andern Contra⸗ 
enten befragt zu haben. Die Türkei verpflichtete ſich ihren chriſtlichen 
nterthanen, gewiſſe Freiheiten zu gewähren, und Lord Enfield, der 
damalige Staats Secretär für auswärtige Angelegenheiten, erklärte in 
872, daß die Türkei dieſe Verbindlichkeiten bis dahin getreulich er⸗ 
füllt hätte. Der Vertrag von 1856 verpflichte England indeß nicht, einen 
rieg zu führen, ſondern nur in Gemeinſchaft mit den anderen Mächten 
uropas die Unabhängigkeit und Integrität zu garantiren. Auf dieſer Baſis 
hat die Conferenz in Konſtantinopel zuſammen und nach derſelben handelte 
fie. Der Vertrag von 1856 binde England noch immer, ver⸗ 
pflichte es aber nicht zu einem Kriege. Ja, im Mai v. J. ließ die 
Negierung der Pforte zu verſtehen geben, daß fie im Hinblick auf den merk⸗ 
ichen Umſchlag der Stimmung ſeit dem Krimkriege von England keinen 
materiellen Beiſtand zu erwarten habe. Die Regierung beitrebte ſich durch⸗ 
eg, den moraliſchen Einfluß des Landes zur Aufrechterha 2 des 
europäiſchen Friedens und der Unabhängigkeit und Integrität der Türkei 
aufzubieten, aber auch nach der Conferenz halte fie ſich durch die Verträge 
on 1856 und 1871 für gebunden. Wenn wir, rief der Miniſter aus, 
N dem was vorgegangen, es unternähmen das Schwertgegen 
W Türkei zum Zwecke eines materiellen Zwanges in die 
f agſchaale zu werfen, würden wir eine Handlung RER: 
Tür welche es keine Rechtfertigung gäbe, und die die Scham: 
Öthe in unſer Geſicht jagen müßte, weil wir e ee 


er: 


unſern Verpflichtungen untreu geworden ſein würden. (Lauter 
und anhaltender Beifall.) Als wir uns an der Conferenz betheiligten, 
Veagten wir, daß wir nur den zu unſerer Verfügung ſtehenden ine 
Druck ausüben würden, und in der Poſition, in der wir uns nun befinden, 
| wi rden wir den Grundſätzen des Rechts und der Religion zu⸗ 
eld är bandeln, wenn wir verſuchten, einem anderen Lande 
n Regierungsſyſtem mit dem Schwerte in der Hand aufzu⸗ 
langen, und ohne dies giebt es leinen materiellen Zwang. Ich hoffe alſo, 
oß der Minifter, das Haus der Gemeinen wie das Land werden den 
erzipien treu bleiben, nach denen jie bisher gehandelt, nämlich, daß die 
andern wortlichleit viel zu groß iſt, Regeln für die innere Regierung eines 
durchzuf Landes niederzulegen und dieſelben durch Anwendung von Gewalt 
2 daß, ulſeben. Und darum ende ich wie ich begonnen, mit der Bemerkung, 
nichl flat, verpflichtet zu ſein, einen Krieg für die Türkei zu führen, wir 
tra * ein der Türkei ſondern ganz Europa gegenüber gebunden ſind, Ver⸗ 
anbatın abten, und kein Recht haben, dieſelben zu verletzen. (Laute und 
E 2: miniſterielle Cheers.) Die Debatte wurde jetzt von Lord 
drückte masu fortgeſetzt, der Unzufriedenheit nach zwei Seiten hin aus: 
Balli Sm Verfahren Gladſtone's und der miniſteriellen Politik. 
der Regieruach mann, Sir H. Wolff und Wyndham lobten die Politit 
daß es eine . Letzterer ſuchte aus Reden John Brigbis u. A. darzuthun, 
chieden in Abelspartei im Lager der Oppoſition gäbe, was Aſhley ent⸗ 
auung ein rede ſtellte. W. Whitwarth entwarf aus eigener An⸗ 
Beamtenkreiſe ehr unſchmeichelhaftes Bild von dem Charakter der höheren 
wählen hätte wüchußland. Wenn er zwiſchen den Türken und Ruſſen zu 
die Frage zu Le rde er unhedingt erſteren den Vorzug geben. Wenn immer 
Bein Bein ſei, wer Konſtantinopel haben folle, würde er entſchieden 
Iich zuſtoßen könen Rußland jtimmen, da Curopa kein 
ae 8 als der Beſitz dieſer Stadt durch Rußland. Grant 
terbrochen Kocher erfolgloſen Verſuch einer „Auszählung“ des Hauſes 
er über die La „ empfahl dem Auswärtigen Amte, künftighin ſich 
17 ge der Dinge in der Türkei und Oeſterreich zu informiren. 


rößeres Mißge⸗ 


FC 


Chaplin 0 äufterft ſcharf Gladſtone wegen ſeiner Broſchüre über die 
bulgariſchen Greuel und feines übrigen Antheiles an der anti⸗türkiſchen 
Agitation im Herbſte v. J. an, den nichts als äußerſte Ro chwendigkeit recht⸗ 
fertigen könnte, weswegen eine ſchwere Verantwortlichkeit auf ihm laſte. 
Jetzt aber, wo er der 1 Angeſicht zu Angeſicht gegenü berſtehe, hätte 
er nicht die mindeſte Neigung bekundet, die ernſtlichen Anklagen, welche er 
gegen dieſelbe erhoben, zu begründen. Entweder müſſe er dieſe Anklagen 
urückziehen oder unter Beweis 5 Kein anderer Weg ſtehe einem 

anne von Ehre offen. Darob erhob ſich unter zahlreichen Ordnungsrufen 
der Ex⸗Premier in größter Aufregung und fragte den Sprecher, ob Herr 
Chaptin berechtigt ſei, ihm das Verfahren zu dictiren, das er als ein Mann 
von Ehre einſchlagen ſolle. Der Sprecher entſchied, daß der Ausdruck die 
Grenzen des parlamentariſchen Anſtandes überſchreite, worauf Chaptin den 
Ausdruck zurückzog und dafür den ſubſtituirte, daß es Herrn Gladſtone's 
Pflicht ſei, ſeine Anklagen zu begründen. Er frage ihn demnach, ob er be⸗ 
abſichtige, die Meinung des Hauſes über das Verhalten der Regierung ein⸗ 
zuholen und was er mit ſeiner in Taunton gehaltenen Rede meinte. 
Gladſtone erwiderte, er ſei ein zu alter Taktiker auf dem politiſchen Felde, 
um ſich nöthigen zu laſſen, ſeinen Feldzugsplan zu verrathen, aber er könne 
Herrn Chaptin verſichern, er werde ſich im Laufe der Seſſion über keine 
Schweigſamkeit ſeinerſeits zu beklagen haben. Was ſeine in Taunton ge⸗ 
haltene Rede betreffe, ſo halte er noch immer an der damals ausgedrückten 
Meinung feſt, daß die Politik der Regierung einer Ueberwachung bedürfe. 
Dem ſichtlich erregten Ex⸗Premier folgte der Schatzkanzler, der das Haus 
an den Ernſt der politiſchen Situation erinnerte. In einem kritiſchen Mo⸗ 
ment, wo die Frage, ob Krieg oder Frieden, in der Schwebe hänge, habe 
Herr Glapſtone eine Reihe von Fragen an die Regierung gerichtet, die von 
letzterer vollſtändig und freimüthig beantwortet worden, doch hatte er es 
beharrlich fabgelehnt, zu jagen, welche Schritte er zu thun gedenke. Ein 
ſolches Verfahren ſei unverſtändlich. Sein ſehr ehrenwerther Freund fei 
verpflichtet, eines von beiden zu thun — entweder der Regierung eine Ge⸗ 
legenheit zu geben, auf die gegen ſie erhobenen Anklagen zu antworten, 
oder dieſe Anklagen zurückzuziehen mit dem Geſtändniß, daß er im Herbſt 
die miniſterielle Polit nicht kannte. Der Marquis von Hartington 
bemerkte, daß wenn die Oppoſition ſich der Herausforderung der miniſte⸗ 
riellen Politik enthalte, ſo geſchehe dies nur, weil die gegenwärtige Politik 
der Regierung ſich von der borjährigen unterſcheide und weil die Regierung 
der Stimme des Volkes gehorcht hätte. Er räume nicht ein, daß die gegen 
die Regierung erhobenen Anklagen unbegründet ſeien, weil die Politik der 
Blaubücher gänzlich von der Politik der vom Premierminiſter in Aylesbury 
und in der Guildhall gehaltenen Reden abweiche. Unter den Umſtänden 
wäre es am beſten, wenn die Debatte vertagt würde. Sir Vernon Har⸗ 
court unterſtützte den vom Führer der Oppoſition geſtellten Vertagungs⸗ 
antrag, und nach vielem Hin⸗ und Hergerede wurde die Fortſetzung der 
Debatte für nächſten Freitag, den 23. ds., anberaumt. 

Nuß land. 

St. Petersburg, 15. Febr. [Rußland und die Paci⸗ 
ficationsfrage im Orient] Bei uns läßt es ſich noch immer 
nicht ſagen, ob wir dem Kriege zutreiben, oder ob es gelingen wird, 
den Frieden zu bewahren. Die völlige Ausſichtsloſigkeit, durch die 
Kriegsbewegung gebrachte Opfer irgendwie vergütet zu erhalten, ſpricht 
nicht für den Krieg. Andererſeits würde die Fortdauer der von der 
Conferenz verurtheilten Zuftände in der Türkei auf unſer Publikum 
denſelben Rückſchlag üben, wie jetzt, wo die Geſchäfte daniederliegen, 
trotzdem Rußland das Schwert noch nicht gezogen hat. Daß die Türkei 
jetzt für die Chriſten etwas thut, nachdem ſie ſo viele Jahrzehnte hin⸗ 
durch nichts gethan, iſt nicht anzunehmen: während der Meinungsaustauſch 
unter den Mächten fortdauert, kann indeſſen die Pforte immer noch 
Garantien geben, welche Europa wenigſtens gegründete Hoffnung auf 
Beſſerung der Zuſtände darbietet. So unwahrſcheinlich es iſt, daß die 
Pforte der Gerechtigkeit und Vernunft Gehör giebt, thut man Unrecht, 
an das Vorhandenſein „einer großen Kriegspartei“ in Rußland zu 
glauben. Abgeſehen von manchen Offizierskreiſen, die auf Avancement 
und Auszeichnung ausgehen, liebt man bei uns den Frieden, nicht blos 
im Sinne des Satzes „Friede ernährt und Unfriede verzehrt“, ſondern 
auch im Intereſſe der großen inneren Arbeiten, die noch unabge⸗ 
ſchloſſen da liegen. Das Jahr 1876 hat unter dem Druck der Unſicher⸗ 
heit der politiſchen Lage wenige Reformarbeiten vollenden ſehen von 
denen, die vorgemerkt geweſen. Aber man wird den Krieg jederzeit 
mit Kraft und Begeiſterung führen, ſobald er unvermeidlich iſt. Die 
Liebe zum Frieden hat darin eine feſte Grenze, daß ſie nicht mit ſich 
ſelbſt in Widerſpruch gerathen darf, d. h. daß die Zuſtände um die es 
ſich in der Türkei handelt, nicht zu einer ewigen Bedrohung der Ruhe 
Europa's ausarten, wenn man nicht etwas zu ihrer Remedur thut. 
Die Sprache der Zeitungen iſt eine ſehr verſchiedene: die einen drän⸗ 
gen zum raſchen Vorgehen, die andern empfehlen das Abwarten, die 
dritten thun bald das eine, bald das andere. Man muß dabei im 
Auge behalten, daß die Zeitungen bei uns keine politiſchen Parteien 
repräſentiren, daß ſie ſogar mit ihrem Publikum keinerlei Solidarität 
beſitzen, daß ſie aber ja nicht langweilig werden dürfen. Die Artikel 
unſerer Blätter ſind nach der Wirkung zu beurtheilen, die ſie im Pu⸗ 
blikum factiſch hervorbringen, — nicht aber kann man aus dem Daſein 
eines Artikels ſchließen, er wäre im Geiſte oder im Sinne einer poli⸗ 
tiſchen Partei geſchrieben. Politiſche Parteien im Sinne des Auslandes 
giebt es bei uns nicht, ſondern nur Mode-Anſichten, welche mit mehr 
oder weniger Nachdruck ſich zeitweilig geltend machen, um dann 
wieder vorüberzugehen. So ſind z. B. die flavophilen Ideen, welche 
in einem Theile der Preſſe ſich manchmal geltend gemacht, Eigen⸗ 
thum gewiſſer gelehrter Kreiſe, und immer hat es die Regierung 
auf das Energiſcheſte perhorrescirt (wie z. B. im „Regierungs⸗Anzeiger“ 
im December 1871), ſich mit Utopien abzugeben, oder ſolche zu 
unterſtützen. Ein ganz anderes Gewicht haben jedoch die religiöſen 
Beziehungen unſeres Volkes. Man darf nicht außer Acht laſſen, daß 
im 13. und 14. Jahrhundert Rußland ſich in tiefſter Erniedrigung 
befand, und übermüthigen mohamedaniſchen Machthabern Tribut und 
Heeresfolge leiſten mußte. Die Indignation gegen barbariſche Fremd⸗ 
herrſchaft gewann einen vorwiegend religiöſen Charakter, und das 
Martyrium, das mehrere ruſſiſche Fürften im Kampfe gegen die Mon: 
golen und Tataren auf ſich nahmen, ſtempelte ihre patriotiſche Opfer⸗ 
willigkeit zu einem religiöſen Act und fie ſelbſt zu nationalen Hei⸗ 
ligen. An den am Meiſten gefährdeten Grenzen bildeten ſich nach 
der Befreiung vom fremden Joche Anſiedelungen unternehmender Män⸗ 
ner, die den Kampf gegen den „Buſſurman“ (Ungläubigen) zu 
ihrer Lebensaufgabe machten — Anſiedelungen, aus denen ſpäter die 
Koſaken⸗Niederlaſſungen hervorgingen. So hat der Patriotismus in 
unſerer Nation gewiſſermaßen den Charakter einer religiöſen Pflicht, 
und in einer ſchweren Zeit 1610 rief der Patriarch Hermogenes zur 
Rettung des Vaterlandes vor fremder Invaſion mit der ganzen Macht 
religiöſer Begeiſterung auf. Andrerſeits jedoch macht die Nachricht 
von den Leiden der Glaubensgenoſſen unter der Herrſchaft des „Buſ⸗ 
ſurman“ auf jeden Ruſſen einen Eindruck, mit welchem man rechnen 
muß. Dieſer Umſtand läßt das Betreiben einer ſoliden Pacification 
im Orlent uns als beſonders dringend erſcheinen, — und nur von 
dieſem Standpunkte aus vermag man zu Rußlands Verhalten den 
rechten Schlüſſel zu finden. 


Provinzial-Zeitung. 


— d. Breslau, 19. Febr. [Breslauer Genoſſenſchafts⸗Buch⸗ 
druckerei, eingetr. Gen.] Am 18. d. Mts. fand im Gaſthofe „zum 
gelben Löwen“ die Jahres⸗Generalverſammlung ſtatt. Aus dem 5. Rechen⸗ 
ſchaftsbericht für das Geſchäftsjahr 1876 geben wir folgende Mittheilungen: 
Der Geſchäfts⸗Umſatz betrug rund 40,788 M., 300 M. mehr als im Bor: 


jahre. Der Umfang der Kundſchaft hat ſich auch im abgelaufenen Jahre 


erweitert. Von den beim vorigen Abſchluß auf etwaige unſichere Forde⸗ 


ungen obgefhriehen.n 900 M. wurden neu 54, M. 94 Pf. abforbirt. Das 


— 


Debitoren⸗Conto iſt von 14,814 M. auf 19, 042 M. geſtiegen. Das Ge⸗ 
ſchafts⸗Inventar⸗Conto ift durch Neuanſchaffun gen mit 32,197 M. belaſtet 
und wird nach erfolgter Abſchreibung don 1.) pCt. pro 1876 noch mit 
28,977 M. belaſtet bleiben, um 957 M. höher als im. Vorjahre. Die Ge⸗ 
ſchäfts⸗Localitaten werden durch Hinzunahme eines Teiles der 1. Etage von 
Oſtern ab erweitert werden. Das eingezahlte Mitglieder⸗ Guthaben betrug am 
31. Dechr. 1876: 30,822 M., 8552 M. mehr als im Vorjahr. Das dipidendenberech⸗ 
tigte Mitgliederguthaben ſtieg von 24,829 M. auf 31,646 . Im Laufe 
des Jahres ſchieden 15 Genoſſenſchafter durch Tod ꝛc. aus, eden fo viele 
traten ein, fo daß die Zahl derſelben wiederum 126 beträgt. Ein feeiwillig 
ausgeſchiedenes Genoſſenſchaftsmitglied überließ der Genoſſenſchaft ſein Gut⸗ 
haben in Höhe von 300 M. mit der Beſtimmung, daß dieſe Summe zur 
Unterſtützung hilfsbedürftiger oder verunglückter Arbeiter der Druckerei ver⸗ 
wendet werde. Das Geld wurde zu einer Stiftung umgeſchaffen, bei der 
Genoſſenſchaft zu 5 pCt. zinsbar angelegt und ein die eventuelle Vertheilung 
regelndes Statut von der im Auguſt vorigen Jahres ſtattgefundenen 
General⸗Verſammlung feſtgeſtellt. Bis jetzt hat eine Verwendung aus 
dieſer 1 welche durch Zuſchreibung der Zinſen auf 315 Mark 
angewachſen iſt, nicht ſtattgefunden. Der Vorſtand hielt 53 Sitzungen. 
Der Aufſichtsrath verſammelte ſich fünfzehn Mal, davon 14 Mal in 
Gemeinſchaft mit dem Vorſtande. Die Activa betragen rund 55,566 Mk., 
die Paſſiva 47,034 M., der Nettogewinn 7212 Mk. Das Gewinn⸗ und 
Verluſt⸗Conto iſt mit 9811 Mk. belaſtet. Nach Abſchreibung von 10 pCt. 
für das Utenſilien⸗Conto, 10 pCt. für Reſervefonds und Vorſtand ꝛc. ver⸗ 
bleibt ein Reingewinn von 2531 M., welche als Sprocentige Dividende zur 
Vertheilung gelangen. Die Verſammlung genehmigt die vorgeſchlagene Ge⸗ 
winnvertheilung und ertheilt Decharge. — An Stelle der ſtatutenmäßig aus 
dem Vorſtande reſp. Aufſichtsrathe ausgeſchiedenen Mitglieder werden wieder⸗ 
gewählt die Herren: Köhler als Vorſitzender des Vorſtandes und Keil 
als Schriſtführer, Althöft, Auerbach und Gieſe als Aufſichtsraths⸗ 
Mitglieder. 

[Der Hirtenbrief des ehemaligen Fürſtbiſchofs von 
Breslau,] den im vorigen Jahre die „Germ.“ ungeſtraft publicirte, 
war es geweſen, welcher ihren verantwortlichen Redacteur, Herrn 
Ernſt Thieme, vorgeſtern Nachmittag auf den Molkenmarkz citirt hatte. 
Der Unterſuchungsrichter ſollte bei der amtlichen Vernehmung vor 
Allem nach dem Einſender des „Manuſcriptes“ inquiriren — ein 
Bemühen, in welchen ihn Herr Thieme ſelbſt bei der größten 
Bereitwilligkeit zu unterſtützen außer Stande geweſen wäre, 
da Niemand von dem geſammten Redactionsperſonal den Ein; 
ſender kennt. Die „Germ.“ bemerkt: „Es ging uns nämlich 
nichts weiter, als ein gedrucktes Exemplar des Hirtenbriefes zu; uur 
fanden ſich auf der erſten Seite von unbekannter Hand die Worte ge⸗ 
ſchrieben: „Wird von den Kanzeln des öſterreichiſchen Bisthumsantheils 
verleſen“ — eine Bemerkung, die wir im vorigen Jahre noch in der 
Zeitung abdrucken ließen, — was uns diesmal aber überflüſſig erſchien. 
Wie ſchon neulich bemerki, konnte das fragliche „Manuſeript“ bei einer 
in unſeren Redactionsräumen abgehaltenen Hausſuchung nicht mehr 
aufgefunden und, da es längſt vernichtet war, auch dem Unterſuchungs⸗ 
richter nicht mehr vorgelegt werden.“ 


8 Bunzlau, 19. Febr. [Zur Tageschronik.] Sonntag den 18. d. 
Mts. ſtarb hier der Herr Kreisgerichts⸗Director a. D., Geheimer Juſtizrath 
Lachmund in einem Alter von 75 Jahren. Seit 49 Jahren in unſerer 
Stadt, hatte er ſich in einem ganz beſonders hohen Grade die Achtung und 
Liebe ſeiner Mitbürger ſowohl in ſeiner amtlichen Stellung, als auch außer⸗ 
halb derſelben erworben, denn der Verſtorbene war in jeder Hinſicht ein 
bumaner, edler Charakter. Von 1828 bis 1849 war er nacheinander Aſſeſſor, 
Rath und Director des hieſigen Stadtgerichts. Von 1849 bis 1869 ver⸗ 
waltete er das Directoramt des hieſigen nein und mit Beginn des 
Jahres 1870 trat er in den Ruheſtand. Se. Majeſtät verlieh ihm in Ans 
erkennung feiner Verdienſte zuerſt den Rothen Adlerr⸗Orden 4. Kl., dann 
denſelben Orden 3. Klaſſe mit der Schleife, ſowie den Titel Geheimer Juſtiz⸗ 
Rath. — Der hieſige Zweigverein der Kaiſer⸗Wilhelm⸗Stiftung für deutſche 
Invaliden hatte pro 1876 eine Einnahme von 2917 Mark und eine Aus⸗ 
gabe von 2710 Mark. Es wurden 8 Invaliden mit 671 Mark und 5 hinter⸗ 
bliebene Familien deutſcher Krieger mit 771 Mark unterſtützt. 


Berlin, 19. Febr. Der geſtrige Privatverkehr war bei geringem Geſchäft 
feſt. Creditactien 24,250 — 245,00, Franzoſen 395,40 396,50, Lombarden 
128,50 —129,00, 1860er Looſe 97,75, Silberrente 55,50, Papierrente 51,10 
bis 51,25, Goldrente 60,40 60,50, Italiener 72,00 — 71,90, 5%. Türken 
12,25, Rumänier 12,50, Cöln⸗Mindener Bahn 98,75, Bergiſch⸗Märkiſche 
Bahn 77,40, Rheiniſche Bahn 107,00 —100 60, Galizier 86,80 87,20, Laura⸗ 
hütte 67,25—67,50—67,25, Deutſche Bank 84,90, Disconto⸗Commandit 107,25 
bis 107,50, 5% Ruſſen 82,10, Märkiſch⸗Poſener Stamm⸗Actien 20,00, 
Halle⸗Gubener Stamm⸗Actien 14,10. > 5 

Auch das heutige Geſchäft trug eine recht feſte Phyſiognomie, im Uebrigen 
zeigte daſſelbe auch eine größere Lebhaftigkeit. Auf ſaͤmmtlichen Gebieten 
des geſchäftlichen Verkehrs war eine zuverſichtlichere Stimmung zu bemerken, 
die auch in der Coursentwickelung der einzelnen Effecten Ausdruck gewannen. 
Ob und inwieweit hierzu Käufe einer der erſten Firmen, von denen man 
wiederum ſprach, die Anregung geboten haben, wollen wir ununterſucht 
laſſen, es bleibt uns eben die Thatſache zu conſtatiren, daß die 
Börſe frei von jeder Beunruhigung willig in die günſtigere Bahn 
einlenkte. Die internationalen Speculationspapiere gingen den Schluß⸗ 
Courſen vom Sonnabend gegenüber mit nicht ganz belangloſen 
Avancen aus dem heutigen Verkehr hervor und wurden auch bei anhaltender 
Kaufluſt recht lebhaft umgeſetzt. Ruhiger verhielten ſich die öſterr. Neben⸗ 
bahnen, die auch meiſt auf den letzten Notirungen verblieben. Galizier zu 
unverändertem Courſe nicht unbelebt, Dux⸗Bodenbacher matter. In den 
localen Speculationseffecten blieb der Umſatz nicht ganz unbedeutend, nur 
in Caſſawaare fand ein weniger lebhaftes Geſchäft ſtatt. Disconto⸗Com⸗ 
manditantheile und Lauraactien recht feſt. Sehr mäßig blieben die 
Umſätze in den ausländiſchen Staatsanleihen. Oeſterreichiſche Papiers 
und Goldrente gingen in feſter Seng um. Italiener und Türken be⸗ 
hauptet. Ruſſiſche Werthe beſſer. Preußiſche und andere deutſche Stagts⸗ 
papiere zwar feſt, aber ſtill. Einheimiſche Prioritäten unbelebt. Oeſter⸗ 
reichiſche Prioritäten ſehr feſt und vielfach beſſer, nur Dux⸗Dodenbacher 
gingen im Courſe zurück. Auf dem Eiſenbahnactienmarkte zeigte“ ſich 
die Stimmung ebenfalls gebeſſert, Anhalter und Potsdamer feſter, Halber⸗ 
ſtädter und Stettiner gaben im Courſe nach, Rechte⸗Oderufer und Gör⸗ 
liger gedrückt, Oſtpreußiſche Südb. und Aachen⸗Maſtrichter behaupteten gute 
Feſtigkeit, Berlin⸗Dresdener und Nahebahn matter, Schweizeriſche Weſtbahn 
niedriger. Bankactien feſt, aber im Allgemeinen ruhig. Deuiſche Handels⸗ 
bank und Meininger Hypothek lebhaft begehrt. Centralbank für Bauten und 
Brüſſeler Bank anziedend. Poſener Provinzialbank beſſer. Meininger zu 
letzter Notiz lebhaft. Norddeutſche Grundcredit höher. Barmener Bank in 

uter Frage. 

ache ank und Eſſener Credit niedriger. Leipziger Wechslerbank matt,. 
Induſtriepapiere meiſt ſtill, Landré und Böhmiſchbrauhaus erhöhten etwas 
die Notiz, Omnibus ſteigend, Charlottenburger Pferdebahn offerirt, Deſſauer 
Gas ging zu etwas höherem Courſe um, Centralſtraße begehrt, Egeſtorff 
Salzfabrik beſſer, Norddeutſche Eiswerke eher angeboten, Neuß Wagenbau 
beliebt, Magdeburger Spritfabrit anziehend, Donnersmark feſt und höher, 
Hibernia matt, Kölner Bergwerk zu niedrigerem Courſe offerikt. 

Um 296 Uhr: Ruhig. Credit 246,50, Lombarden 130,—, Franzoſen 
399,.—, 9 N 
Laurahütte 67,90, Köln⸗Mind. 99,—, Rheiniſche 107,25, Bergiihe_78,—, 
Rumänen 13,—, Türken 12,12, Italiener 72,—, öpCt. Ruſſen 82,50, Oeſterr. 
Goldrente 60,60, Silberrente 55,90, Papierrente 51,50. 


Concurs⸗Eröffnungen. i . 

Ueber das Vermögen der Holzhändler Friedrich Gottlieb Schreiter und 
Friedrich Auguſt Schaarſchmidt in Firma Schreiter und Schaarſchmidt zu 
Ebemniß. Erſter Termin: 23. März. — Ueber das Vermögen des Mas 
ſchinenfabrikanten Friedrich Herrmann Wilke in Firma F. H. Wilke zu 
Chemnitz. Erſter Termin: 28. März. — Ueber das Vermögen des Kauf⸗ 
manns J. R. Goldring zu Groß⸗Strehlitz. Zablungseinſtellung: 10. Februar. 
Einſtweiliger Verwalter: Kaufmann D. Greugberger. Erſter Termin: 2. März. 
— leber das Vermögen des Hotelbeſitzers 5. J Kretzſchmar zu Luckenwalde. 
Einſtweiliger Verwalter: Agent Franz v. Schtopp. Erſter Termin: 29. Sex 
bruar. — Ueber das Vermögen des Kaufmanns Emil Wolff zu Merſeburg. 
Zahlungseinſtellung: 14. Februar. Einſtweiliger Verwalter: Stadtrath Otto 
Peckolt sen. Erſter Termin: 6. März. — Ueber das es 
der in Liquidation begriffenen offenen Handelsgeſellſchaft Sager u. Calſon 
zu Neu⸗Ruppin. Zahlungseinſtellung; 2. Februar. Einftweiliger Verwal⸗ 
ter: Kaufmann Voigtländer, genannt Steiner. Erſter Termin: 28. Februar. 


Centralbank für Induſtrie ließ um einige Procente nach. 


eichsbank 157,60, Disconto⸗Commandit 109, Dortmunder —, _ 
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a Wien, 19. Febr. Das Herrenhaus berieth den Geſetzentwurf über 
die Abänderung des Eherechts. Bürgermeiſter Felder plaidirt für die — 
Aufhebung der religiöſen Ehehinderniſſe. Fürſt⸗Erzbiſchof Kutſchker 
ſpricht gegen die Miſchehen, gegen die Zuläßigkeit der Ehen ehemaliger 
Prieſter und beantragt über den Geſetzentwurf zur Tagesordnung über⸗ 
zugehen. Fürſt Friedrich Lichtenſtein beantragt den Uebergang zur 
Tagesordnung, da die Regierung demnächſt einen Entwurf der Rege⸗ 
lung der Ehegeſetzgebung einbringen werde. Sectionschef Conrad Schmidt] — 
ſpricht für die Anwendung der den Bekennern anderer Confeſſionen 
gewährten Freiheiten auch auf die Katholiken. Arneth ſpricht für den 
Geſetzentwurf. Proſeſſor Neumann plaidirt für die obligatoriſche 
Givilehe und die gründliche Reviſton der Ehegeſetzgebung. Morgen 
wird die Debatte fortgeſetzt. 

Wien, 19. Febr. Die „Preſſe“ meldet: Die Staatsbahnverwal⸗ 
tung erklärt in einer Communique: Die Geſellſchaft habe bisher keine 
Details über die Defraudation veröffentlicht, um die polizeilichen 
Recherchen nicht zu beirren, und weil die Ziffer unbekannt war. Nun⸗ 2 
mehr ſei erwieſen, daß die Defraudation durch Fälſchung von An⸗ 
weiſungen auf die Bank von Frankreich, ſowie der betreffenden Rech⸗ 
nungsbeläge nach erfolgter Unterſchrift zweier Verwaltungsräthe verübt 
wurde, und daß die defraudirte Summe 1,126,000 Francs betrage. 

Rom, 19. Febr. Prinz Karl von Preußen iſt heute hier einge⸗ 
troffen und am Bahnhöfe von dem Kronprinzen Humbert, dem 
deutſchen Botſchafter von Keudell, und den Spitzen der Behörden 
empfangen worden. 

Rom, 19. Febr. In der Kammer meldete Visconti Venoſta eine 
Interpellation an wegen der Vorlage der diplomatiſchen Documente in 
der Orientfrage, eventuell ob die Regierung über ihre Haltung in der 
Orientfrage Auskünfte geben wolle. Ceſaro meldet gleichfalls eine 
Interpellation wegen Vorlage der Orientdocumente an. Der Miniſter⸗ 
präſident erwiderte, die Documente ſind unter Druck und gelangen 
Anfangs nächſter Woche zur Vertheilung. Venoſta, hierauf die Inter⸗ 
pellation zurückziehend, behält ſich die Prüfung der Documente vor, 
die in hoffentlich genügender Zahl erſcheinen werden, um die Haltung 
der Regierung in der Orientfrage erkennen zu laſſen, welche ernſte 
italieniſche Intereſſen berührt, indem es ſich möglicherweife um eine 
Aenderung der Verhältniſſe im Mittelmeere handle. 

Rom, 19. Febr. Kammerſitzung. Die Interpellation Savinis 
beantwortend, weiſt der Miniſterpräſident die Unmöglichkeit der Auf⸗ 
hebung der Mahlſteuer nach und führt aus, daß die Finanzlage ſich 
beſſerte und verſpricht die demnächſtige Vorlage von Geſetzentwürfen, 
betreffend die Abänderung der Vermögensfteuer, den Zwangscours und 
die Mahlſteuer. Der Minifterpräfident erklärt ſodann, das Miniſterium 
werde alle ſeine Verſprechungen halten innerhalb der ökonomiſchen und 
financiellen Grenzen und der Bedingungen des Staatsſchatzes. 

Haag, 19. Febr. Die zweite Kammer genehmigte die mit Preußen 
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u. raphiſche Depeſchen. 
9 geanbilge © 2 
Auch in der geſtrigen Bundesrathsſitzung iſt wu 


Berlin, 20. Fer 
der Geſezentwurf wegen des Sizes des Reichsgerichts in Berlin noch! bal 


Canäle mit den preußiſchen. 

Konſtantinopel, 19. Febr. Die ſerbiſchen Delegirten beſuchten 
heute den Großvezier und den Miniſter des Aeußern. Die montene⸗ 
griniſchen Delegirten werden Freitag erwartet. Die Pforte zeigt ſich 
verſoͤhnlich. Man hofft auf Friedensſchluß. 


(Aus L. Hirſch's Telegraphen⸗Bureau.) 

Wien, 19. Febr. Diplomatiſche Berichte aus Konſtantinopel be⸗ 
ſtätigen die ſchwere Erkrankung des Sultans, welcher ſeit 3 Tagen 
unfähig iſt, die Miniſter zu empfangen. Das Leiden des Sultans ſoll! 1 
Meningitis ſein. 


re nor und eee 
Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Paris, 19. Febr., Abends Boulevardrenten 72,70 und 105, 97, Tür⸗ 
ken de 1865 11, A Neue Egyptier 179,37 weichend, Banque ottoman. 373, 
75, Italiener 71, 50, Chemins Egyptiers 282. Matt. 

8 a e 19. Febr., e Uhr 30 Minuten. [Schluß⸗ 

eourſe.] er Wechſel 204, Pariſer Wechſel 81, 40. iener 
Wechsel! 164, 00 Bobmiſche Weſbabn 13837, Eliſabeibbabn 109. Galizier 
173%. „Bramiofen“) 198%. Lombarden ) 64. Norpweitbahn 924. Silber: 
vente 55%. VER vun: Ruſſiſche Bodencredit 7944. Ruſſen 1872 
83. Amerikaner 1885 101%. 1860er Looſe 98%. 1864er Looſe 259, 00. 
ene 122%. 8 Nationalbant 692, 00. Darn Bani 


Sch entre: 99%. deichabant 457 Fre Sa Gatte 

0%, det und ziemlich belebt. 

Nach Schluß der Börſe: Ereduactien 122% , Franzoſen 199%, 1860er Looſe 
98%, Silberrente —, Papierrente —, Galizier —, Lombarden —, Gold: 3 
e ae —. 

er medio per uli 
amdurg, br. e 4A 5 Courſe.] Hamburger 
84 e e, ilberrente 55%, Goldrente 60%, a in, 
1860er Looſe 98%, Franzoſen 4 Lombarden 160, Rente 71%, 
Ie unc , Emabüte 67%, Commerzbank 100 , Norddeutſche 128%, 
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unter einiges Gntgegentontmen der 


igner ae e ie. > 2 
Weizen war mehr b n 


ls angeboten und beſonders iſt Früdja 
Die Reports ſind gänzlich geſchwunden. te 


ea de geſucht. 
verändert; die Kaufluſt ſcheint reger zu werden. 


böl wenig belebt und nur mühſam im 
troleum iſt durch vermehrten Begehr merklich im 
— Spiritus ſehr feſt und etwas 115 bezahlt, Umſatz mä 
235 Mark 1000 Kilo nach r geforbent 

weiß 9 ipal — 1 8 a "Bahn bez., 855 20 M. be, 226 
Mai⸗Juni 225—2263 
Juli 22575 2226 2226 M. bez. Gekündigt — © 
— Roggen loco 156184 Mark er 1000 Kilo 
ruſſiſcher 162— 163 M. ab Boden b 


Werthe beha uptel — Pe⸗ 
aer Weil 


. 220 un 1185 — M. 


„neuer Aendern 150— 105 
, infänbifcher 176 — 98 Mark u 1 Ä 
be per inn 


neuer poln. 165—166½ Mark bezahl 
Heiner ruſſ. — M. ab Bahn bez., we & b 


März 162 ME. bez., per Frübſahr 16314 —164 Mart 
161% —162 Mark bezahlt, per Juni: e e 2 
Gekündigt — Centner. 


150 —186 Mark, Fulterwaare 135— 


e Eu 


ogg . a 100 Kilo 
Februar 23,3540 Mark bezahlt, pr⸗ 


Br. Nr. O und IT: 
ärz⸗April 23,15 Mark bez., per April⸗ 


1 0 10 — 23,20 Mark bez., pr. 
„bez., per Di: uni 23, 10—15 M. 
Kündiaungspreis — 1 
1 27 Faß — M. bez. 0 
Mark bez., ‚ber None 725 


bez., per June ul 


pro 100 Waile loco ohne 
72,5 Mark bez., pr. Sebri 
Mark bezahlt, per e e 71 8 
per September⸗October 67,5 Mark bez., per October.) 
Kundigungspreis — M. — 
Faß 39 Mark bez., pr. Februar 33,8—34,5—34 Mark bez., per 
ebruar⸗ „März 30,5—31,5 Mark bezahlt, Der Aril Mai 31-31 „5 Mark bez. 
Kündigun 10 — 


be} 
Wee — Mark b 


Gekündigt — Ctr. Petroleum loco per 1 


ekündigt — Bar. 
Spiritus loco „ohne Faß“ 


Mark Ban — Februar 55,5 Mark nom. 
pr. Februar⸗März 55,5 Mark Kar per April-Maı 56,6—8 Mark bez., per 
per Juni⸗Juli 59,9— 58 Mark bez., per 
bezahlt, per Auguſt⸗ September 59,4 bis 
Gekündiat 10,0000 Liter. Kündigungspreis 55 Mark. 


* Br — 20. Febr., 9½ Uhr Vorm. Am deutigen Markte war der 
een bree e 19 Aligemeinen von keiner Bedeutung, bei ſchwachen Zur 
uhren Preiſe ſehr f 

Weizen, zu hohe 3 erſchwerten den Umſatz, per Nilo 1 
bis 19,50—21,70 Mark, gelber 17201940 bis ö 


Mai⸗Juni 56, 957,1 Mark be 
i⸗Auguſt 58, 9-59, 2—59,1 J 


[Bleibe weißer 17,20 

21,10 Mart, ſeinſte Sorte über Notiz bezablt. 
Roggen, feine Qualitäten gut preishaltend, per 100 Kilogr. neuer 

15 bis 16—17 bis 17,80 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

* ae feine Qualitäten aut, dertäuflch, per 100 Kilogr. neue 18,60 


F ſchwach gefragt, per 100 Kilogr. neuer 12,80 — 14,20 bis 


Mais ohne Aenderung, per 100 Kilogr. 11,00 —11,50—12,30 Mark. 
Erbſen ohne Aenderung, per 100 Kilogr. 12-13, 70 bis 15,80 Mark. 
Bohnen mehr beachtet, per 100 Kilogr. 15,70 — 17 00 — 18,00 Mark. 
Lupinen ſtärker 1 Zn 


Biden mehr Kaufluft, per 100 Kilogr. 11,50—12,50—13,50 Mark. 
aaten in matter Haltung. 
aglein Be beachtet. 

Beo n in Hat 9225 Pf. 


= 


Kilogr. gelbe 9,50—10,50— 11,20 


Winterrübſen N 290 
Hommerrübſen 2 2 50 


22 20 
gave unverändert, per 50 Kilogr. 7,10 bis 7,40 Mart. 
Leinkuchen preishaltend, per 50 Kilogr. 8,60—9 
Kleeſamen beſſere Stimmung, rother feine Qualitäten höher bezahlt, 

ver 50 Kilogr. 0—58—66—70—76 Mark, weißer ſehr ruhig, per 50 Kilogr⸗ 

52—62—05—70—75 Mark, bochfeiner über N 
en fefter, per 50 Kilogr. 2 ark. 

Mehl 1 — Agne per 100 Alex Ban fein 29,25—30,25 
fei 28 Mark, 26—27 Mart, Roggen ⸗Jutt 


ausb 
11.00 Mart. Wenenkleie & „25 9,25 Mark. 


8 [Vom Getreide: und ui ee 
Auf dem heut abgeha tenen Wochenmarkte entwickelte ſich bei reichlicher Zu 
Die Preiſe ſtellten ſich im Allgemeinen 
den vorwöchentlichen Notirungen gleich. Es wurden G90 für 100 Kilogr.: 

reg Weizen 19,00 — 20,00— 21,00 Mk., ee Weizen 18 „0020,00 

k., Roggen 16, 60—17 6018, 00 Mk., 
afer 15,0 — 16,00 1700 Mt. 
inſen 7 Mi. — Kartoffeln 3,60 


fuhr ein ziemlich lebhafter Verkehr. 


Gerſte 13, 50—14, 50—15,50 Ml., N 
— Erbſen 23,50 Mk., Speiſebohnen 21 SOME, 
„Heu 7,40 Mk., Richtſtroh N Schock 
. 36,00 Mk., Krummſtroh 30 M. — Butter à Kilogramm 1,80 
bis 1,90 M. Eier pr. Schock 2,60 2,80 M. 


Witterungsber icht vom 1. | ebruar. 
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t Nachts in ganz Deutſchland, öftliher 
nit beſonders in Nordweſten wärmer. 
ordweſten regneriſch und zunehmender 


e ſtieg geſtern, fällt fei 
Oſtſee und Südgrenze etwas elbe | 
— Das Wetter größtentheils trübe, 9 


Anglo⸗deutſch ternationale Bank 84%, Amerikanerde 1885 97%, Wi 


Röin- Minden. St.⸗A. 9h, . Rhein⸗Eiſenbahn do. 107%, Berg.⸗Mark. do. 78, 


Feft 
Liverpool, 19. Febr., Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbe 9 
ma a 8000 0 Ballen. Unverändert: Tagesimport 12,000 B 
amerikaniſche 
Rewvork, 19. Februar, Abends 6 Uhr. [Schluß⸗Courſ e) Gold: Agio 
5%. Wechſel auf London 4, 84. ¼8 Bonds de 1885 108%, dito 5% 
fund rte Anleihe 110%. ½ Bonds de 1887 112%. Erie⸗Bahn 8%- 
Baumwolle Ki ee, 10x, dito in New⸗ Orleans 12. Raff. Petro 
101 Nee 5 505 a an 100 I Philadelphia 26 A, 1 10. 55 8 
old mixe Rother jahrsweizen —, 
un 1505 7 Getreidefracht —. Schmalz (Marle Wilen) 10 10%. Sped 
ort clear) 8%» 
9. Febr., en, e ruhig, Nr. 10/13 pr. Febr. pr. 100 
Kilogr. 1 5 Nr. 7/9 pr. Februar pr. 100 Kilogr. 77,00. 1175 Zucker 
5200 Nr. 3 pr. 100 Kilogr. pr. Februar 82,25, pr. Marz 82,00, ril] Du 
e 8. opener 
n, r. Havannazucker flau. 
Antwerpen, 10. Febr., Nachmittags 4 Ubr 30Min. [Getreidemarkt.] 
Kan fh een Weizen behauptet. Roggen ſtetig. Hafer unverändert. 
NR ebr., Nachmittags. [Petroleummarkt.] (Schluß⸗ 
bericht.) Raffinistes, ype weiß, loco 40 bez. u. Br., pr. Februar 39 bez., 
40 Br., . März 37 bez., 38 Br., per April 38 Br., per September 41 Br. 
— Steigend 
Bremen, 19. Febr., Nachm. [Petrole um.] Raſch ſteigend. (Schluß⸗ 
bericht.) Standard, mbite loco u 00, per Februar 17, 00, pr. März 
17, 00, per April 17, 


Hamburg, 19. de. 8 Seligmann.] 
Weißen, April = M Gd., September⸗October —. 
— gag n an Mai 161 * * 100 Ng Gd., September⸗October —. 
— Rüböl, M 1 Br., Pi: M. * F. dn . 467 m ER 7 5 
f % Br. „ d. — Spiritus, lau ona 
„April Mal 4 N. Der 44, M Or, Mairguni 14 % . B 
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Metevrotogiſche 1 ee auf der königl. Univerfitätd- 7 J 
St ai zu Breslau. 
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Breslau 20. Febr. Weit er Hand DB. 5 M. 38 Em. U.⸗P. — M. 98 Em. 1 
A gen ge ge 


Der Profeſſor am Krankenbett.] „Beobachten Sie, 
chern dieſes Mannes die 
18 der zahlreichen . Wie lan 


ſeit ich die neien blauen Strümpfe an habe; das 
ſchlechte Zeug muß ſo abfärben.“ 


Heute Morgen 6% Uhr verſchied 
nach langem Leiden, wiederholt ver⸗ 
ſehen mit den heiligen Sterbe⸗Sacra⸗ 
menten, unſere geliebte Gatlin, Mutter, 
Schwieger⸗ und Großmutter, F 


Marie, Konichko, 


11 5 Alter ar 01 er 
Um ſtille Theilnahme bitten 
Die tiefbetrübten 


Die Beerdigung findet Miſtoch, 
den 21. Februar, Nachmittag 15 ie 
tt. 


Dünnheit der Haut und 


busch ſeit N paar en 


Ruſſiſcher, mildſchmeckender 


Caviar : an. ı mr. 
Elb⸗Caviar à Pfd. 2 Air 50 Pf. 
Neunaugen à Stuck 20 


Sardinen in we ai 


40 0 M. Gd., Juni⸗Jun 45 M. Br., An Gd., Juli⸗Auguſt 45% M. Br., ſta 


M. Gd., Auguſt⸗ eptember —. 


Berlin, 19. Februar. [Producten⸗Bericht.] Das Wetter iſt freund⸗ 
5 und milde. Der heutige Marlt eröffnete matt für Roggen und die erſten 
Abſchlüſſe auf Termine geſchahen zu ein wenig ermäßigten Preiſen. Später 
rde der kleine Rück ſchritt aber wieder eingeholt, da das mäßige Angebot 
d untergebracht war. Der Handel loco ging ſchleppend und machte mit⸗ 


Steppdecken, Steppröde 
Re Inte u. ee e ei A. hier, 38. 


r Redacteur: Dr. Stein. 5 
u. Comp. (18. Friedrich) in Breslau. 
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